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Gesetz 

ZUl' Förderung dm' außersehldisehen Jugend­

bildung (Jugendbildungsgesetz) 

Vom 6. Mai 1975 

Der Landtag hat am 24. April 1975 das folgende Gesetz be­

schlossen, das hiermit verkündet wird: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Grundsätze 

§ 1 

Stellllng und Aufgabe 

der außerschulischen Jugendbildu/lg 

(1) Die außerschulische Jugendbildung ist ein eigenständiger 

und gleichberechtigter Teil des gesamten B~ldungswesens. 

Sie wendet sich in der Regel an junge Menschen bis zum 

25. Lebensjahr. Ihre Förderung und Entwicklllng ist eine 

öffentliche Aufgabe. 

(2) Die außerschulische Jugendbildung wird von den Inter­

essen und Bedürfnissen junger Menschen bestimmt. Sie 

trägt mit jugendgemäßen Mitteln dazu bei, den jungen Men­

schen zur Selbstverwirklichung, zur Verantwortlichkeit und 

zur aktiven Mitgestaltung der Gesellschaft zu befahigen. 

§2 

~örderungsgrundsatz 

(1) Das Land fördert nach Maßgabe dieses Gesetzes die 

außerschulische Jugendbifdungsarbeit von' Jugenrlverbän­

den, von Zusammenschlüssen von Jugendverbänden, von 

Musikschulen und von sonstigen Träger'n der außerschuli­

sehen Jugendbildung, soweit sie öffentlich anerkannt sind, 

sowie von öffentlich-rechtlichen Körperschaften. Bei der 

Förderung wird vorauSgesetzt, daß sich die Träger an: der 

Finanzierung angemessen 'beteiligen. 

(2) Die Landkreise und Gemeinden fördern die Träger 

außerschuli~her j~gendbildung in ihren B~reichen. Dies ist 

eine freiwillige Aufgabe. 

(3) Eine Förqerung nach diesem Gese~z erfolgt nicht, soweit 

eine Förderung nach dem Gesetz zur Förderung der Weiter­

bildung und des Bibliothek,wesens erfolgt. 

(4) Das Recht des Landes, eigene Einrichtungen zur 

.Förderung der außerschulischen Jugendbildung einzurich­

ten und zu unterhalten, bleibt unberührt. 

§3 

Unabhiing;gkeit der Träger 

Das Recht aUf freie Wahl der Leiter und Mitarbeiter in der' 

Jugendbildung sowie die Selbständigkeit der Organisation 

und die unabhängige Gestaltung von Inhalten und Metho­

den der außerschulischen Jugendbildung sind im Rahmen 

.dieses Gesetzes gewährleistet. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Voraussetzungen der Förderung 

§4 

Anerkennung ulld Förderung VOll Trägern 

(1) Träger der außerschulischen Jugendbildung im Sinne 

von § 2 Abs.l werdert anerkannt und gefördert, wenn sie 

1. ihren Sitz und 'ihren' Tätigkeitsbereich in Baden-Würt­

temberg haben und sich überwiegend an baden-württem­

bergische Teilnehmer wenden; 

2. im Rahmen der freiheitlich-deli1okratischen Grundord­

nung eine den Zielen des Grundgesetzes und der Landes­

verfassung förderliche Arbeit leisten; 

3. den Anforderungen der Gemeinnütrlgkeit im Sinne des 

Steuerrechts genügen; 

4. den Nachweis erbringen, daß ihre Arbeit nach Inhalt, 

Umfang und Dauer eine J1örderung rechtfertigt und die 

Voraussetzungen für eine kontinuierliche Bildungsarbeit 

erfüllt sind; 

5. im.Rahmen der Zielsetzung und Satzung jedermann die 

Teilnahme ermöglichen; 

6. über fachlich geeigliete Mitarbeiter verfügen; 

7. sich verpflichten, de~ Bewilligungsbehörden Einblick in 

ihren Gesamthaushalt und in ihre K~ssen1age zu gewäh­

ren soWie die Finanzierung der gef6rdert~n Einrichtungen 

und MaßnalUnen hinsichtlich der Teiinehmerzahl lind 

Thematik offertzulegen; 

8. die Gewähr dafür bieten, daß Zuwendungen und Eigen-
,! ' 

mittel sparsam und wirtschaftlich verwendet werden. 

(2) Freipn. Trägem, die einem anderen Verband angehören, 

d~r vO,rwiegend außer halb der Jugendbil,<;lung tätig ist, ~u13 

das Recht auf eigene Gestaltung in der Verbands satzung 

einger1j.umt sein. Sie haben ei.n, SondelVertnögen zu bilden 

und eine eigene Rechnung zu führe!1. Sie bedürfen ~in.er 

eigenen Satzung. Die Satzung muß ein,Gremium vorsehen, 

das bei der Aufstellung des- Arbeitsplanes und der Anstel­

lung.der Leiter und Mitarbeiter mitwirkt. Dem Gremium 

müssen in überwiegender Zahl Personen. angehören, die 

durch ihre Tätigkeit oder durch ihre Mitwirkung im gesell­

schaftlichen Leben mit Fragen der Jugendbildung vertraut 

und vom Träger wirtschaftlich unabhängig sind; Des weite­

ren müssen dem Gremium auch Jugendliche angehören, die 
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in der außerschulischen Bildung mitwirken und die Bil­

dungsbedürfnisse der Jugendlichen zu beurteilen in der Lage 

sind. 

(3) Ausgeschlossen von der Förderung nach diesem Gesetz 

sind Träger, die gewerblich oder in Anlehnung an ein ge­

werbliches Unternehmen arbeiten. 

(4) Die Anerkennung bedarf der Schriftform. Sie kann ent­

sprechend den Regeln des.A-IIgemeinen Verwaltungsrechts 

zurückgenommen oder widerrufen werden.: Die Rücknahme 

oder der Widerruf bedürfen der Schriftform. 

(5) Öffentliche Träger der außerschulischen JugendbiIdung 

bedürfen keiner Anerkennung im Sinne dieser Bestimmung. 

DRITTER ABSCHNITT 

Art und Umfang der Förderung 

§5' 
Allgemeine Bestimmungen 

(1) Das Land, gewährt Trägern und Einrichtungen der 

außerschulischen Jugendbildung Zuschüsse nach folgenden 

Bestimmungen. 

(2), Die Verwendung der vom Land gewährten Zuwendun­

gen wird dur~h die BewiIHgungsbehörden el}tsprechend den 

Bestimmungen der Landeshaushaltsordnung geprüft. 

Unterabschllitt 1 

Förderung der Jugendverbände 

und Jugendringe 

§6 

Förderung der Verbandszentralefl 

pas Land gew~rt nach Maßgabe des Staatshaushaltsplanes 

den Jugendverbän~en und ihren überregionalen Zus,apunen­

schJlissen für zentrale Aufgaben auf Antrag Zuschüsse zu 

ihren Personal- und Sachkosten, insbesondere für 

I. die sächliche Ausstattung der Einrichtungen; 

2. die Ausstattung mit Lehr- und Arbeitsmitteln; 

3. die Errichtung und Einrichtung von Jugendbildungs­

stätten und Jugenderholungseinrichtungen; 

4. die Erprobung von Modellen in der außerschulischen 

Bildungsarbeit. 

§7 

Bildllligs/'eferellfen 

(1) Das Land gewährt auf Antrag Zuwendungen zu den an­

erkannten Personalkosten in Höhe, von 70, Prozent. für 

hauptberuflich tätige Bildungsreferenten der Jugendver­

bände und deren überregionalen Zusammenschlüssen. 

(2) Grundlage für die Zuwendung ist die in den Erläuterun­

gen im Staatshaushaltsplan festgelegte Stellenzahl. Die Ein­

gruppierung bzw. Vergütung der hauptberuflichen Referen­

ten richtet sich nach den für vergleichbare Landesbedien­

stete geltenden Bestimmungen. 

§ 8 

Förderung von Maßnahmen 

Das Land gewährt nach Maßgabe des Staatshaushaltspla­

nes auf Antrag Zuwendungen zu den als notwendig aner­

kannten Aufwendungen für Seminare, Lehrgänge und son­

stige Veranstaltungen. Für die Bezuschussung ist ein quali­

fiziertes Programm Voraussetzung. Insbesondere sollen ge­

,fördert werden 

1. Veranstaltungen zur politischen, sozialen, sportlichen 

und kulturellen Bildung; 

2. Veranstaltungen zur Aus- und Fortbildung von Jugend­

iI~it'ern sowie haupt- und nebenamtlicheri Mitarbeitern; 

3. die pädagogische Gestaltung von Freizeit- und Erho­

lungsmaßnahmen; 

4. der internationale Jugendaustausch und anerkannte Stu­

dienfahrten zur staatsbürgerlichen Bildung. 

Unterabschnitt 2 

Musikschulen 

§.9 

Förderungsvoraussetzlillgen 

Eine Musikschule kann nur gefördert werden, wenn sie 

über die in § 4 genannten Voraussetzungen hinaus 

1. unter der Leitung eines nach Ausbildung oder Berufs­

erfahrung geeigneten Musikpädagogen steht, 

2., Gewähr für eine langfristige unp pädagogisch planmä­

ßige Arbeit bietet und 

3. unter kommunaler Trägerschaft oder im Einvernehmen 

mit kommunalen Stellen arbeitet. 

§10 

Umfang der allgemeinen Förderung 

(1) Das Land fördert nach Maßgabe des Staatshaushalts­

planes die Musikschulen mit einem durch den Staatshaus­

haltsplan festzulegenden Prozentsatz der Aufwendungen für 

pädagogisches Personal. Dieser darf 10 Prozent nicht unter­

schreiten. 
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(2) Der Zuschuß wird nur gewährt, wenn sich 'Gemeinden 

und Landkreis allein oder zusammen im mindestens glei­

chen Umfang an den Aufwendungen beteiligen. 

§11 

Besondere Förderung 

Das Land gewährt nach Maßgabe des 8taatshaushaltspla-. , : 

nes Zuschüsse zu den VerWaltungskosten des Landesver­

bandes der Musikschulen sowie zu landeszentral durchge­

führten Weiterbildungsveranstaltungen. 

UnterabSchnitt 3 

Sonstige Einrichtungen 

§ 12 

Sonstige Träger. und Einrichtungen 

Das Land kann nach Maßgabe des StaatshaushaltsplaneS 

sonstige Träger der außerschulischen Jugendbildung, insbe­

sondere überverbandliche Bildungsstätten, Bildungswerke, 

überregionale Z;us~men~hlü~se örtlicher Einrichtungen, 

öffentlich -rechtliche Körperschaften, ,Landesjugendorche-
, ' '. .,. . 

ster und ähnliche Einrichtungen fördern. Die §§ 6 und 8 gel-

ten sinn~mäß. 

Unter.abschnitt 4 

Sonstige Förderprogramme 

§13 

Ausgleich sozialer Benachteiligung 

Das Land kann nach Maßgabe des Staatshaushaltsplanes 

zum Ausgleich sozialer Benachteiligung besondere Förde­

rungsmittel für Erholungsrnaßnahmen bereitstellen. 

§ 14 

Maß~ahmell, von besonderer Bedeutung 

Das Land kann über die Bestimmungen dieses Abschnittes 

hinaus nach Maßgabe des Staatshaushaltsplanes bestimmte 

Vorhaben, die für die außerschulische Jugendbildung in 

Baden"Württemberg von besonderer BedeutUng sind; för­

dem. 

VIERTER AllSCHNrrr" 

Landeskuratorium 

§ 15 

Lal/deskuratorium 

für außerschIllische Jugendbildul/g 

(1) Es wird ein Landeskuratorium'gebildet. Seine Aufgabe 

ist es, die Landesregierung in Fragen der außerschulischen 

Jugendbildung zu beraten. Es fördert die Entwicklung durch 

Vorschläge, Empfehlungen und Gutachten auf diesem Ge" 

biet und trägt zur Koordinierung und Kooperation der 

außerschulischen Jugendbildung bei. Das Landeskurato­

riwn wird gehört zu Fragen der An\lrkennung von Trägc;:m 

sowie zu grundsätzlichen Fragen der Förderung. 

(2) Das Landeskuratorium besteht aus: 

6 Vertretern desLandesjugendringes, 

1 Vertreter des Ringes politischer Jugend, 

'I Vertreter der Landesjugendämter; 

1 Vertreter der Jugendbildungsstätten, 

1 Vertreter der Arbeitsgemeinschaft 

der Jugendfreizeitstätten, 

1 Vertreter der Landeszentrale für 

politische Bildung, 
" 

1 Vertreter des Landesverbandes der Musikschulen, 

1 Vertreter desVolksmusikverbandes, 

Vertreter des Gemeindetages Baden-Württemberg, 

1 Vertreter des Landkreistages Baden-Württemberg, 

1 Vertreter des Städtetages Baden-Württemberg, 

3 in der außerschul1schen Jugendbi1dun~ erfahrenen 
, " I ' , , 

Persönlichkeiten. ' 

(3) Der Kultusminister beruft die Vertreter der Organisatio­

nen und ihrer Vertretdr '~Ur deren Vorsbhlag, die übrigen 

Vertreter im Benehmen mit den zuständigen Ministerien, 

für die 'Dauer von zwei Jahren. Die Mitglieder deS Landes­

kuratoriums können nach Anhörung des Vorschlagsberech­

tigten aus wichtigem Grund· abberufen werden. Die Mit­

glieder sind ehrenamtUch tätig. 

(4) Das Landeskuratoriuni wählt aus seiner Mitte einen Vor­

sitzenden und dessen Stellvertreter. Das Landeskuratorium 

gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des 

Kultusministeriums bedarf. 
, 

(5) Die Zuständigen Ministerien sind be~echtigt rnit beraten-

derStimme an allen Sitzungen des La'ndeskuratoriums teil­

zunehmen. 

FÜNFTER ABSCHNITT 

Sonstige Vorsc)lrlften 

§ 16 

Per sonalve/'bund 

(1) Angehörige des öffentlichen Dienstes können unter F,ort­

fall der Dienstbezüge zum Dienst bei Trägern der außer­

schulischen Jugendbildung im Sinne dieses Gesetzes als 

hauptberufliche Mitarbeiter beurlaubt werden. Die Beur­

laubung soll insgesamt 10 Jahre nicht überschreiten'; i sie 

kimn in begtündeten Ausnahmefällen verlängert werden. 
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(2) Angehörige des öffentlichen Dienstes, die nebenamtlich 

als ständige Mitarbeiter bei Trägern der außerschulischen 

Jugendbildung tätig sind, sollen in angemessenem Umfang 

zur Teilnahme an Aus~ oder Fortbildungsveranstaltungen 

für außerschulische Jugendbildung mit Dienstbezügen be­

urlaubt werden. 

SECHSTER AnSCHNITT 

Zuständigkeiten, 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 17 

Zuständigkeit 

(1) Die öffentliche Arierkennung von Trägern der außer­

schulischen Jugendbildung im Sinne von § 4 wird ausge­

sprochen 

1. vom Jugendamt, wenn der Träger nur im Bezirk des Ju­

gendamtes tätig ist, 

2. vom Landesjugendamt, wenn der Träger in den Bezirken 

mehrerer Jugendämter tätig ist, 

3. vom Kultusministerium, wenn der Träger in den Bezirken 

beider Landesjugendämter tätig ist. 

(2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ge­

mäß § 9 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt (JWG) vom 

11. August 1961 (BGBl.I S.1206) anerkannten oder gemäß 

§ 11 des Gesetzes zur Ausführung des Gesetzes für Jugend­

wohlfahrt am 9. Juli 1963 (Ges.Bl. S.99) als anerkannt gel­

tenden Träger der Jugendhilfe - Jugendpflege - gelten auch 

als anerkannt im Sinne des Gesetzes. 

(3) Die Anerkennung auf Landesebene schließt die Anerken­

nung der örtlichen Untergliederungen mit ein. 

§ 18 

Ermächtigungen 

(1) Die Landesregierung erläßt nach Anhörung des Landes­

kuratoriums die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen 

Rechtsverordnungen über 

1. die näheren Voraussetzungen und das Verfahren der An­

erkennung und der Zuschußgewährung nach den §§ 4 bis 

13; 

2. die Berechnungsgrundlage für die Personalkostenzu­

schüsse nach den §§ 7 und 10 Abs.l, insbesondere über 

die zu den Personalkosten zählenden Ausgaben und die 

Stellenzahl der Bildungsreferenten. 

(2) Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 

Verwaltungsvorschriften erläßt das Kultusministerium 

im Einvernehmen mit den beteiligten Ministerien. 

§ 19 

Außerkl'afttreten von Vorschriften 

des Landesjugendwohlfahrtsgesetzes 

Für den Bereich der Jugendpflege tritt § 11 des Gesetzes zur 

Ausführung des Gesetzes für Jugendwohlfahrt (Landesju­

gendwohlfahrtsgesetz) vom 9.Juli 1963 (Ges.Bt S.99), zu­

letzt geändert durch Gesetz vom 5. Juni 1973 (Ges.Bt S.165), 

außer Kraft. 

§ 20 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am l.Juli 1975 in Kraft. 

STUTTGART, den 6. Mai 1975 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

DR. FILBlNGER 

GLEICHAUF 

ADORNO 

DR.HAHN 

Gesetz 

SCHIESS 

GRIESINOER 

DR.MoCKER 

zur Änderung des Landesplanungsgesetzes 

Vom 6. Mai 1975 

Der Landtag hat am 23.April 1975 das folgende Gesetz be­

schlossen, das hiermit verkündet wird: 

Artikel 1 

Das Landesplanungsgesetz in der Fassung vom 25. Juli 1972 

(Ges.BI. S.46O) wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr.3 erhält folgende Fassung: 

»3. drei Vertreter der kommunalen Landesverbände,«. 

b) Absatz 1 Satz 1 Nr.l1 erhält folgende Fassung: 

»11. ein Vertreter der Landesvereinigung Baden -Würt­

tembergischer Arbeitgeberverbände e.V.«. 

c) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a) eingefügt: 

»(2a) Zutritt zu den Sitzungen des Landesplanungs­

rates haben auch Vertreter der Fraktionen des Land­

tags.« 

2. § 7 Abs.1 Nr.lI erhält folgende Fassung: 

»11. der Regionalverband Hochrhein-Bodensee mit Sitz 

in Waldshut für das Gebiet folgender Landkreise: 

Konstanz, Lörrach und Waldshut.« 
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3. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

»Die Mitglieder der Verbandsversammlung werden 

von den Kreisverordneten und den Landräten der 

Landkreise sowie von den Gemeinderäten' und den 

Oberbürgermeistern der Stadtkreise auf die Dauel'von 

fünf Jahren innerhalb von drei Monaten vor Ablauf 

der Amtszeit gewählt.« 

b) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

»(5) Wählbar in die Verbandsversammlung ist jeder, 

der am Wabltag in den Landtag wählbar ist, seit min­

destens drei Monaten im Verbandsbereich wohnt und 

dort seinen Hauptwohnort bat. Landräte von Land­

kreisen im Verbandsbereich sowie Bürgermeister und 

Beigeordnete von Gemeinden im Verbandsbereich 

sind auch dann wählbar, wenn sie nicht im Verbands­

bereich wohnen, « 

4. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz I und 2 erhalten folgende Fassung; 

)Die Mitglieder derVerbandsversammlung werden in 

den Landkreisen und in den Stadtkreisen auf Grund 

von Wahlvorschlägen der Wahlberechtigten (I} 12Abs.2 

Satz 1) nach den Grundsätzen der Verhältniswahl un­

ter Bindung an die Wahlvorschläge gewählt. Jeder 

Wahlberechtigte kann einen Wahlvorschlag einrei­

chen.« 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

» Bei Verhältniswahl hat jeder Wahlberechtigte eine 

Stimme, bei Mehrheitswahl so viele Stimmen, wie Mit­

glieder zu wählen sind.« 

c) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgendes eingefügt: 

))Die Wahlberechtigten sind als Bewerber von der 

Teilnahme an der Wahl nicht ausgeschlossen.« 

5. Nach § 22 wird folgendes eingefügt: 

»§ 22a 

IWumordnung skat aster 

Die höheren Landesplanungsbehörden führen ein Raum­

ordnungskataster, das alle raumbedeutsamen Planungen 

und Maßnahmen enthalten soll. Alle Planungsträger kön­

nen in das Raumordnungskataster Einsicht nehmen. Sie 

'sind verpflichtet, ihre raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen der höheren Landesplanungsbehörde un­

aufgefordert mitzuteilen.« 

6.· In § 23 wird nach Nummer 3 folgendes eingefügt: 

, »3. a. Raumordnungsverfahren (§§ 31 a und 31 b).« 

7. Nach § 25 wird folgendes eingefügt: 

»§ 25a 

Landesentwicklungsberieht 

(1) Die Landesregierung erstattet dem Landtag in jeder 

Wahlperiode einen Landesentwicklungsbericht, in dem 

insbesondere darzustellen ist: 

I. die räumliche Entwicklung im Lande (Bestandsauf­

nahme, Entwick]ungstendenzen), 

2. der Stand der Landesplanung einschließlich der Regio­

nalplanung sowie der raumbedeutsamen Fachplanun-

gen, 

3. die Planungsalternativen sowie die entsprechenden 

Planungen des Bundes, der benachbarten Bundeslän­

der, der Nachbarstaaten und der Europäischen Ge­

meinschaften und die notwendige Abstimmung mit 

diesen Plänen, 

4. die Verwirklichung der Ziele der Raumordnung und 

Landesplanung sowie der unter Nummer 2 genannten 

Planungen unter Angabe der dafür verwendeten öffent ... 

lichen Mittel, 

5. die vorgesehenen Änderungen der Bntwicklungspläne 

und der raumbedeutsamen Fachplanungen, 

6. die Auswirkungen der unter Nr.2 genannten Planun­

gen auf die Haushalts- und Finanzwirtschaft des Bun­

des, der Länder und der Gemeinden (Gemeindever­

bände) sowie die voraussehbaren Nebenwirkungen. 

(2) Die Landesregierung legt dem Landtag alle Fachgut­

achten vor, die sie für die Aufstellung von Entwicklungs­

plänen in Auftrag gegeben hat. 

(3) Die Landesentwicklungsberichte bilden eine Grundla­

ge für die Aufstellung und Fortschreibung von Entwick­

lungsplänen und raumbedeutsamen Fachplanungen.« 

8. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

)Aufstellung, Mitwirkung des Landtags.« 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

))(2) Bei der Ausarbeitung sind, soweit sie berührt sein 

können, zu beteiligen 

1. die Gemeinden, die übrigen Träger der Bauleitpla­

nung und die Landkreise, 

2. die Regionalverbände, 
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3. die sonstigen in § 4 Abs. 5 des Raumordnungsgeset­

zes vom 8. April 1965 (BGBl. I S.306) - ROG - ge­

nannten Stellen des Bundes und des Landes.« 

c) Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 
r: . 

»(3) Nach der Ausarbeitung sind die Entwicklungs­

pläne dem Landesplanungsrat zur Stellungnahme zu­

zuleiten. Der Landesplanungsrat soll innerhalb von 

zwei Monaten Stellung nehmen. Die Entwicklungs­

pläne sind mit der Stellungnahme des Landesplanungs­

rats der Landesrygierung vorzulegen. 

(4) Die Landesregierung legt dem Landtag die Ent­

wicklungspläne zur Beratung vor, um ihm Gelegenheit 

zur Stellungnahme zu geben.« 

d) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

»(5) Die Entwicklungspläne werden von der Landes­

regierung beschlossen.« 

9. § 27 Abs.3 erhält folgende Fassung: 

»(3) Entwickluhgspläne sind entsprechend der weiteren 

Entwicklung fortzuschreiben. Für Fortschreibungen und 

sonstige Änderungen gelten § 26 und die Absätze 1 und 2 

entsprechend. Fortschreibungen und sonstige Änderun­

gen des Landesentwicklungsplans, die die. Grundzüge 

der Planung nicht berühren, werden abweichend von Ab­

satz 1 Satz 1 durch Rechtsverordnung der Landesregie­

rung für verbindlich erklärt.« 

10. In Abschnitt UI wird 'nach§ 31 folgendes eingefügt: 

»4 a. Raumordnungsvel'fahren 
" 

§ 31 a 

Beurteilun/{sverjahre'.' 

(1) Die höheren Landesplanungsbehön;len könnelJ, so­

weit erforderlich, von Amts wegen oder auf Antrageines 

öffentlichen oder sonstigen Planungsträgers ein Raum­

ordnungsverfahren durchrÜhren, um in, einer landes-
I " 

planerischen Beurteilung 

1. vorzuschlagen, wie raumbedeutsam~ ,Planungen oder 

Maßnahmen öffentlicher und so~stiger Planungsträ~ 
ger unter raumordnerischen Gesi~ht~punkten aufein­

ander abgestimmt werden können, 

2. festzustellen, ob raumbedeutsarhe Planungen oder 

Maßnaiim:en mit den Zielen der Raumordm.ing und 

Land~planung übereinstimmen und die Grundsätze 

der Raumordnung sachgemäß gegeneinander und 

untereinander abgewogen sind. 

(2) Berührt die Planung oder Maßnahme die Bezirke 

mehrerer ,höherer Landesplanungsbehörden, so wird 

die örtlich zuständige höhere Landesplanungsbehörde 

von der obersten Landesplanungsbehörde bestimmt An­

stelle der höheren Landesplanungsbehörde kann die 

oberste Landesplanungsbehörde ein Raumordnungs­

verfahren durchführen, wenn es Planungen oder Maß­

nahmen zum Gegenstand hat, die für die räumliche Ent­

wicklung des Landes von besonderer Bedeutung sind. 

(3) Der Träger der beabsichtigten Planung oder Maß­

nahme hat der zuständigen Landesplanungsbehörde 

diejenigen Unterlagen vorzulegen, die für die Beurtei­

lung des Vorhabens unter raumordnerischen Gesichts­

punkten erforderlich sind. Sie kann zu Einzelfragen die 

Vorlage von Gutachten verlangen oder auf Kosten des 

Trägers der Planung oder Maßn~hme Gutachten selbst 

einholen. 

(4) Im Raumordnungsverfahren sollen alle von den 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen berühr­

ten Behörd~n und Planungsträger beteiligt werden. 

(5) Rechtsvorschriften über die Zulassung raumbedeut­

samer Maßnahmen bleiben unberührt. Danach erfor­

derliche behördliche Entscheidungen, insbesondere öf­

fentlich-rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Er­

laubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfest­

stellungen werden durch das Raumordnungsverfahren 

nicht ersetzt. 

(6) Ein Vorhaben soll, sobald über seine Zulassung ein 

Verwaltungsverfahren eingeleitet ist, nur dann Gegen­

stand eines Raumordnungsverfahrens sein, wenn die 

raumordnerische Bedeutung des Vorhabens die Durch­

führung des Raumordnungsverfahrens rechtfertigt. Ein 

Raumordnungsverfahren findet nicht mehr statt, wenn 

über das Vorhaben in einem Verwaltungsverfahren be­

reits entschieden worden ist. 

§ 31 b 

Genehmigungsverjahren 

(1) Die Errichtung von Freileitungen mit mehr als 

30000 Volt Nennspannung oder die wesentliche Ände­

rung ihrer Linienführung bedarf der Genehmigung, die 

auf Grund eines Raumordnungsverfahrens nach § 31 a 

erteilt wird. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn das 

Vorhaben mit den raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen anderer Planungsträget unter raumordne­

rischen Gesichtspunkten abgestimmt' ist, den Erforder­

nissen der Raumordnung und Landesplanung nach §31a 

Abs.1 Nr. 2 entspricht und sonstige öffentlich-recht­

liche Vorschriften nicht entgegenstehen. Die Genehmi­

gung ist für, das antragstellende Energieversorgungs-
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unternehmen und für die an dem Verfahren beteiligten 

öffentlichen Planungsträger verbindlich. 

(2) Für die' Durchführung des Raumordnungsverfah­

rens und die Erteilung der Genehmigung ist die höhere 

Laridesplanungsbehörde zuständig. Diese kann ihre Zu­

ständigkeit auf die untere Landesplanungsbehörde über­

tragen, wenn das Vorhaben das Gebiet nur eines Land­

.kreises berührt. Berührt das Vorhaben die Bezirke meh­

rerer höherer Landesplanungsbehörden, so wird die ört­

lich zuständige höhere Landesplanungsbehörde von der 

obersten Landesplanungsbehörde bestimmt. 

(3) Sobald nach dem Stand des Raumordnungsverfah­

rens die unter raUffiordnerischen Gesichtspunkten gün­

stigste Linienführung abzusehen ist, veranlaßt die zu­

ständige Landesplanungsbehörde, daß die entsprechen­

den Unterlagen in den betroffenen Gemeinden einen 

Monat zur Einsicht ausgelegt werden. Zeit und Ort der 

Auslegung sind von den Gemeinden auf Kosten des An­

tragstellers öffentlich bekanntzumachen. Bedenken und 

. Anregungen sollen innerhalb von zwei Wochen nach Be­

endigung der Auslegung bei der Gemeinde oder bei der 

zuständigen Landesplanungsbehörde schriftlich oder 

zur Niederschrift erhoben werden; darauf ist in der Be­

kanntmachung hinzuweisen. Die Landesplanungsbe­

hörde prüft die frist gemäß vorgebrachten Bedenken und 

Anregungen und teilt das Ergebnis mit. 

(4) Im übrigen gilt für das Verfahren § 31 a Abs. 3 und 4. 

(5) Die Genehmigung wird unbeschadet privater Rechte 

Dritter erteilt. Sie erlischt, wenn innerhalb von fünf 

Jahren nach Erteilung der Genehmigung mit der Aus­

führung des Vorhabens nicht begonnen oder wenn die 

Ausführung fünf Jahre unterbrochen worden ist. Die 

Frist nach Satz 2 kann auf schriftlichen Antrag jeweils 

bis zu fünf Jahren verlängert werden.« 

Artikel 2 

Die Landesbauordnung für Baden -Württemberg in der Fas­

sungvom 20.Juni 197i (Ges.Bl. S.352) wird wie folgt ge­

ändert: 

In § 89 Abs.1 Nr.19 werden die Worte »ausgenommen Ma­

sten und Unterstützungen für Freileitungen von mehr als 

30000 Volt Nennspannung,« gestrichen. 

Artikel 3 . 

Vor Inkrafttreten dieses Gesetzes eingeleitete Verfahren zur 

Genehmigung von Masten und Unterstützungen für Frei-

leitungen von mehr als 30000 Volt Nennspannung sind nach 

den bisherigen Vorschriften weiterzuführen. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

STUTIGART, den 6.Mai 1975 

Die Regierung des Landes Baden-Würltemberg: 

DR. FILBINGER DR. HAHN SCHIESS 

GLEICHAUF GRIESINGER 

AOORNO DR. MOCKER 

Gesetz über Kinderspielplätze 

(Kinderspielplatz!)llsetz) 

Vom 6. Mai 1975 

Der Landtag hat am 24. April 1975 das folgende Gesetz 

beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1 

Kinderspie1plätze dienen der geistigen und körperlichen 

Entfaltung der Kinder, der Befriedigung der Spiel- und 

Bewegungsbedürfnisse sowie der Einübung sozialen Ver­

haltens. 

§ 2 

(1) Die Errichtung und Unterhaltung von Kinderspiel­

plätzen ist im Rahmen der Bedarfspläne (§ 3) Aufgabe 

der Gemeinde, soweit der Bedarf nicht durch· andere ge­

deckt ist. 

(2) Zur Erfüllung ihrer Pflichten nach Absatz 1 können 

sich die Gemeinden Dritter bedienen. 

(3) Die Verpflichtung zur Errichtung von Kinderspiel­

plätzen nach § 13 Abs. 2 der Landesbauordnung für Ba­

den-Württemberg bleibt unberührt. 

(4) Bei der Errichtung und Unterhaltung von Kinderspiel­

plätzen sollen Initiativen der Bevölkerung und der Eltern 

einbezogen werden. 

§ 3 

Die Gemeinde erstellt Bedarfspläne für Kinderspielplätze, 

die den Bedarf an Kinderspielplätzen und deren Lage 

ausweisen und Zeitangaben für die Verwirklichung ent­

halten. 

§4 

(1) Bei der Anlage von Kinderspielplätzen ist vorrangig 

vom Spiel- und Bewegungsbedürfnis der Kinder auszu-
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gehen. Die von Kinderspielplätzen ihrer Widmung nach 

üblicherweise ausgehenden Geräusche haben die Anlieger 

hinzunehmen; soweit die örtlichen Verhältnisse es zulas­

sen, ist auf das Ruhebedürfnis der Anlieger Rücksicht zu 

nehmen. 

(2) Kinderspielplätze müssen von anderen Anlagen, von 

denen Gefahren oder erhebliche Störungen ausgehen kön­

nen, ausreichend entferritoder gegen sie abgeschirmt sein. 

Sie müssen für Kinder in angemessener Entfernung ge­

fahrlos zu erreichen' sein. 

(3) Spielbereiche für die verschiedenen Altersgruppen sind 

so anzuordnen und gegeneinander abzugrenzen, daß ge­

genseitige Beeinträchtigungen vermieden werden. 

§ 5 

Die Gebietskörperschaften sollen die in ihrem Eigentum 

oder Besitz stehenden Grundstücke zum Spielen für Kin­

der freigeben, soweit sie sich nach ihrer Beschaffenheit 

und ihrer Zweckbestimmung dafür eignen. 

§ 6 

Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozialord­

nung wird ermächtigt, im Benehmen mit dem Innenmini­

sterium durch Rechtsverordnung nährere Bestimmungen 

zu treffen über Größe, Ausstattung, Bedarfsmaßstäbe, 

Hygiene, Sicherheit und Betrieb der Kinderspielplätze. 

§ 7 

Die Gemeinden können zur Deckung ihres anderweitig 

nicht gedeckten Aufwands für die Errichtung von Kin­

derspielplätzen, die nach städtebaulichen Grundsätzen in­

nerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung notwendig 

sind, einen Beitrag erheben. § 127 Abs. 3 und §§ 128 bis 

135 des Bundesbaugesetzes finden entsprechende Anwen­

dung. Die Sätze 1 und 2 gelten nicht fiir Kinderspiel­

plätze, die Grünanlagen im Sinne von § 127 Abs. 2 Nr. 3 

des Bundesbaugesetzes sind. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in 

Kraft. 

STUTIGART, den 6. Mai 1975 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

DR. FILBINGER DR. HAHN SCHIESS 

GLEICHAUF GRIESINGER 

ADORNO DR. MOCKER 

Bekanntmachung der Neufassung 

des J.andesjustizkostengesetzes 

Vom 25. März 1975 

Auf Grund von § 53 Abs. 2 des L~desgesetzes i,iber die 

freiwillige Gerichtsbarkeit vom 12. Februar 1975 (Ges. 

BI. S. 116) wird nachstehend der Wortlaut, des Landes­

justizkostengesetzes mit geänderter Paragraphenfolge in 

der Fassung bekanntgemacht, die für den § 9 und die 

Entschädigungssätze des § 19 ab 1. Januar 1975, im übri­

gen ab 1. Juli 1975 gilt. 

STUTIGART, den 25. März 1975 Justizministerium 

pR.BENDER 

Landesjustizkosteng esetz 

in der Fassung vom 25. März 1975 

ERS1BR ABSCHNITI 

Justizverwaltungskosten 

§1 

Allgemeine Regelung 

(1) In Justizverwaltungsangelegenheiten erheben die 

Justizbehörden des Landes Kosten (Gebühren und Aus­

lagen) nach der Verordnung über Kosten im Bereich 

der Justizverwaltung vom 14. Februar 1940 (RGBI. I 

S. 357). 

(2) Ergänzend gelten die §§ 2 bis 7 und § 26 dieses 

Gesetzes sowie das anliegende Gebührenverzeichnis. 

§2 

Kostenbeitreibung 

Die Justizbeitreibungsordnung vom 11. März 1937 

(RGB!. I S. 298) gilt für die Einziehung der 'dort in § 1 

Abs. 1 genannten Ansprüche auch insoweit, als diese An­

sprüche nicht auf bllndesrechtlicher Regelung beruhen. 

§ 3 

Verwaltungszwangsverfahren 

Soweit Vollstreckungsbeamte der Justizvernaltung im 

Verwaltungszwangsverfahren für andere als Justizbehör­

den tätig werden, sind die Vorschriften des Geset~es über 

Kosten der Gerichtsvollzieher vom 26. Juli 1957;(BGBL I 

S. 887) anzuwenden. 
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§4 

Gebühren in Hinterlegungssachen 

und bestimmten anderen JU.I'tizverwaltungssachen 

(1) Zu den Gebühren in Hinterlegungssachen und in son­

stigen Justizverwaltungssachen, die weder in der Verord­

nung über Kosten im Bereich der Justizverwaltung noch 

in diesem Gesetz geregelt sind, wird ein Zuschlag in Höhe 

von 20 vom 'Hundert erhoben. Ausgenommen sind Pru­

fungsgebühren. 

(2) Der Zuschlag wird zu der im einzelnen Fall erwach­

senden Gebühr erhoben. Dies gilt auch bei Rahmen-, 

Mindest- und Höchstgebühren. 

(3) Der Zuschlag wird auf volle zehn Deutsche Pfennig 

aufgerundet. 

ZWEITER ABSCHNItT 

Gcbübrcnbcfrciungen, Stundung und Erlaß ,,"on Kosten 

§5 

Gebührenfreiheit 

(1) Von der Zahlung der Gebühren, die die ordentlichen 

Gerichte in Zivilsachen, die Behörden der freiwillige.n Ge­

richtsbarkeit, die Gerichte für Arbeitssachen sowie die 

Behörden der Justiz- und der Arbeitsgerichtsvel'waltung 

erheben, sind befreit: 

1. Kirchen, andere Religions- und Weltanschauungsge­

meinschaften sowie ihre Unterverbände, Anstalten und 

Stiftungen, jeweils soweit sie juristische Personen des 

öffentlichen Rechts sind; 

2. Gemeinden, Gemeindeverbände und Zweckverbände, 

soweit die Angelegenheit nicht ihre wirtschaftlichen 

Unternehmen betrifft, sowie die anerkannten regiona­

len Planungsgemeinschaften ; 

3. die Landeswohlfahrtsverbände; 

4. die in der Liga der freien Wohlfahrtspflege zusammen­

geschlossenen Verbände der freien V/ohlfahrtspflege 

einschließlich ihrer Bezirks- und Ortsstellen sowie der 

ihnen angehörenden Mitgliedsverbände und Mitglieds­

einrichtungen; 

5. Universitäten, HochsChulen, FachhoChschulen, Akade­

mien und Forschungseinrichtungen, die die Rechtsstel­

lung eirier Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 

öffentlichen Rechts haben. 

(2) Von der Zahlung der Gebühren nach der Kostenord­

nung und der Gebühren in Justizverwaltungsangelegen-

heiten sind Körperschaften, Vereinigungen und Stiftun­

gen befreit, die ,gemeinnützigen oder mildtätigen Zwek­

ken im Sinne des' Steuerrechts dienen, soweit die Ange­

legenheit nicht einen steuerpflichtigen wirtschaftlichen 

Geschäftsbetrieb betrifft. Die steuerrechtliche Behand­

lung als gemeinnützig ?d,er mildtätig ,ist durch eine Be­

scheinigung des FinanZfLIl1ts (Freistellungsbescheid oder 

sonstige Bestätigung) nachzuw~isen. 

(3) Die Gehtihrenfreiheit nach den Absätzlin' 1 und 2 gilt 

auch für Beurkundungs- und Beglaubigurtgsgebühren, die 

Gebührenfreiheit nach Absatz 1· ferner für die Gebühren 

der Gerichtsvollzieher. 

§6 

Sonstigr: GebührenbefreiuTlgs,vorschrift(!n, 

Die sonstigen landesrechtlichen Vorschriften, die Kosten-. 

oder ,Gebührenfreiheit gewähren, bleiben unbetührt" 

Stundung und Erlaß von Kosten 

(1) Gerichtskosten und sonstige' Ansprüche nach § 1 
Abs. 1 Nr.2 bis 6 der Justizbeitieibungsordnung vom 

11. März 1937 (RGBl. I ~. 298) können gestll~det wer­

den, wenn ihre sofortige 'Einziehung mit besonderen Här­

ten für den Zahlungspflichtigen verbunden wäre und der 

Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet wird. Das 

gilt auch für Kosten, die bei den Gerichten' für Arbeits­

sachen und den Behörden der ArbeitsgerichtsverWalt~ng 
entstehen. 

(2) Anspruche. der in Absatz 1 genannten Art können 

ganz oder zum Teil erlassen werden, 

1. wenn es zur Förderung öffentlicher Zwecke geboten 

erscheint; 

2. wenn die Einziehung mit besonderen Härten für den 

Zahlungspflichtigen verbunden wäre; 

3. wenn es sonst aus besonderen Gründen der BHligkeit 
" .. 

entspricht. 

Entsprechendes gilt für die Erstattung oder ,Anrechnung 

bereits entrichteter Beträge. 

(3) Die Entscheidungen nach Absätzen 1 und 2 trifft das 

zuständige Ministerium. Es kann diese Befugnis ganz oder 

teilweise oder fUr bestimmte Arten von Fällen auf nach­

geordnete ijehörden übertragen. 
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,DRITTER ABSCHNITT 

Gebührenanteile der Notare im Landesdienst 

im badischen Rechtsgebiet 

§8 

Allgemeine Regelung 

(1) Die Gebühren und AusLagen für die Tätigkeit der No­

tare werden zur Staatskasse erhoben. 

(2) Die Notare und Notarvertreter beziehen aus der 

Staatskasse außer den ihnen nach dem Landesbesoldungs­

gesetz zustehenden Bezügen einen Anteil an den Gebüh­

ren für diejenigen amtlichen Geschäfte, bei welchen den 

Beteiligten die Wahl des Notars überlassen ist (wahlfreie 

Amtsgeschäfte, wie zum Beispiel die Aufnahme öffent­

licher Urkunden, die Beglaubigung von Unterschriften 

und Handzeichen, die Vornahme von freiwilligen Ve~­

steigerungen, die Protestierung von Wechseln, die Ferti­

gung von Urkundenentwürfen sowie die Abnahme eides­

stattlicher Versicherungen im Erbscheinsverfahren, sofern 

sie nicht im Wege der Rechtshilfe oder du'rch den als 

Nachlaßrichter zuständigen Notar erfolgt). 

§9 

Gebührenanteile im einzelnen 

(1) Vorbehalt1k:h der Vorschriften der Absätze 7 bis 9 

beträgt der Anteil des Notars an den Gebühren für wahl­

freie Amtsgeschäfte (§ 8 Abs. 2) ein Zehntel der in die 

Staatskasse fließenden Gebühr. 

(2) Der Gcbührenanteil wird auf volle 10 Deutsche Pfen­

nig aufgerundet. 

(3) Der, Mindestbetrag des Gebührenanteils beträgt 2 

Deutsche Mark für das einzelne Geschäft. 

(4) Der Gebührenanteil darf bei einem Geschäft den Be­

trag von 30 Deutsche Mark hicht übersteigen. 

(5) Erreicht innerhalb eines Rechnungsjahres die Summe 

der auf einen Notar angesetzten Gebührenanteile 6000 

Deutsche Mark, so darf der Gebührenanteil für die wei­

teren Geschäfte innerhalb desselben Rechnungsjahres 

5 Deutsche Mark für das einzelne Geschäft nicht über­

steigen. 

(6) Auf Die Berechnung desjenigen Gebührenanteils, 

durch den die Spmme von 6000 Deutsche Mark über­

schritten wird, finl;let Absatz S DOch keine Anwl;1ndung. 

(7) Die in die Staatskasse fließenden Gebühren, die auf 

Grund des § 149 der Kostenordnung erhoben werden, 

werden dem Notar ganz überlassen. Erreichen die Ge­

bühren jedoch innerhalb eines Rechnungsjahres den Be­

trag von 5000 Deutsche Mark, so vermindert sich der An-
: , 

teil des Notars am Mehrbetrag auf ein Zehntel. 

(8) Die Beurkundungsgebühren für Ve,rträge über die Er­

richtung oder Aufhebung eineJ; l:landelsgesellschaft sowie 

für die Änderung des Gesel1schaftsvertrag~s, einer Han­

delsgesellschaft w~rden dem Notar~4r Hälfte, höchstens 

aber bis zu einem Betrag von 60 Deutsche Mark überlas­

sen. 

(9) Wird für die Errichtung einer Verfügung von Todes 

wegen eine Gebühr nach § 58, der Kos'tenordnung erho­

ben, so wird diese Gebühr dem Notar bis zu'einem Betrag 

von 30 Deutsche Mark ganz überlassen. 

(10) Auf die Gebührenailteile nach den Absätzen 7 bis 

9 finden die Absätie 4 bis 6 'keine Anwendung. Die An­

teile an den in den Absätzen 7 bis 9 angeführten Gebüh­

ren werden bei der Errechnung der Summe nach Absatz 

5 nicht berücksichtigt. 

VIERTER ABSCHNITT 

Gebührenbezug der Notare im Landesdienst 

im würUemberglschen Rechtsgebiet 

§ 10 

Allgemeine Regelung 

(1) Die Gebühren und Auslagen für die, Tätigkeit der 

Notare werden zur Staatskasse erhoben~ ,Die ,Gebühren 

und Auslagen für die Tätigkeit nach § 3 Abs. 1 des Lan­

desgesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit fli~ßen 
den Notaren selbst zu, sofern ihnen'nach den nachstehen­

den Vorschriften ein Anteil hieran verbleibt. 

(2) Die Notare beziehen die Gebühren und Auslagen 

neben den ihnen nach dem Landesbesoldungsgesetz zu­

stehenden Bezügen. 

§11 

Abgrenzung der Geschäfte mit und ohne 

Gebührenanteile 

(1) Der örtlich zuständige Notar erhält keinen Anteil an 

den Gebühren und Auslagen für Tätigkeiten nach § 3 

Abs. 1 desLandesgesetzes über die freiwillige Gerichts­

barkeit, für I;lie er auch als Grundbuchbeamter, Vor-
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mundschaftsrichter und Nachlaßrichter zuständig wäre. 

Er erhält unabhängig von der funktionellen Zuständig­

keit keinen Anteil an den Gebühren für folgende Ge­

schäfte: 

1. in Grundbuchsachen (auch wenn ein Eintragungsan­

trag nicht vorliegt) 

a) die Abfassung und Beurkundung aller Verträge, 

welche die übertragung des Eigentums an einem 

Grundstück sowie die Begründung, Übertragung 

oder Aufhebung eines Erbbaurechts, Wohnungsei­

gentums (Teileigenturns) oder Wohnungserbbau­

rechts (feilerbbaurechts) zum Gegenstand haben, 

einschließlich aller zugehörigen Vertragsbestimmun­

gen und Erklärungen, und zwar auch dann, wenn 

Angebot und Annahme getrennt beurkundet wer­

den; 

,b) die freiwillige Versteigerung von Grundstücken und 

die Beurkundung des Zuschlags; 

c) die Abfassung, Beurkundung oder Beglaubigung 

aller zu einer Grundbuchsache gehörenden Bewilli­

gungen, Anträge, Volhnachten und sonstigen Erklä­

rungen einschließlich der Aufnahme damit zusam­

menhängender vollstreckbarer Urkunden; 

d) die Erteilung eines Teilbriefes über ein Grund­

pfandrecht; 

2. in Vonnundschaftssachen 

a) die Beurkundung von Erklärungen über die An­

erkennung der Vaterschaft und über die den Vätern 

nichtehelicher Kinder obliegenden Leistungen, auch 

soweit sie auf Ersuchen auswärtiger Vormund-
1 

schaftsgerichte oder eines Jugendamts stattfindet; 

b) die Abfassung, Beurkundung oder Beglaubigung 

von Anträgen, Beschwerden, Vollmachten und son­

stigen Erklärungen, die mit Geschäften des Vor­

mundschaftsgerichts unmittelbar zusammenhängen; 

3. in Nachlaßsachen 

a) die Abfassung und Beurkundung von Verträgen 

über die Auseinandersetzung eines Gesamtguts 

oder Nachlasses, über die Ver äußerung oder Ver­

pfandung eines Erbteils, die Abfindung eines Mit­

erben und den Verzicht eines Abkömmlings auf 

seinen Anteil am Gesamtgut; 

b) die Berechnung von PHichtteilen, Vermächtnissen 

und Erbersatzansprtlchen innerhalb eines Jahres 

nach dem Erbfall oder, wenn die amtliche Behand-

lung der Nachlaßsache erst später abschließt, bis zu 

diesem Zeitpunkt; 

c) die Abfassung, Beurkundung oder Beglaubigung 

von Erklärungen über Aufschub und Ausschluß 

einer Nachlaßauseinandersetzung oder über die 

Vornahme einer privaten Auseinandersetzung; 

d) die Abfassung, Beurkundung oder Beglaubigung 

von Erklärungen gegenüber dem Nachlaßgericht; 

e) die Ab fassung, Beurkundung oder Beglaubigung 

von Anträgen, Beschwerden, Vollmachten und son­

stigen Erklärungen, die mit Geschäften des Nach­

laßgerichts unmittelbar zusammenhängen; 

f) die Abnahme eidesstattlicher Versicherungen im 

Fall des § 2356 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetz.. 

buches. 

(2) Ist ein Notariat mit mehreren Notaren besetzt, so 

gilt jeder von ihnen für den ganzen Notariatsbezirk als 

örtlich zuständig, auch wenn der Geschäftsverteihmgs­

plan eine Teilung des Bezirks vorsieht. 

(3) Von den Gebühren, die nach § 149 der Kostenord­

nung erhoben werden, erhält der Notar einen Anteil, 

wenn ihm von den Gebühren für das der Verwahrung 

zugrundeliegende Geschäft ei11 Anteil zusteht. 

(4) Für die Beratung der Beteiligten in Grundbuch-, Vor­

mundschafts- und Nachlaßsachen steht dem Notar ohne 

Rücksicht auf die örtliche Zuständigkeit kein Gebühren­

anteil zu. 

(5) Nimmt ein Notar eine Beurkundung oder Beglaubi­

gung außerhalb seines Notariatsbezirks vor, so steht ihm 

kein GebührenanteH zu, wenn auch der für den Be­

urkundungsort zuständige Notar keinen Anteil erhalten 

würde. 

(6) Der Notar erhält keinen Anteil an den Gebühren und 

Auslagen, wenn ihm nur für einen Teil eines Geschäfts 

ein Anteil zustehen würde., Von den Gebühren für die 

Errichtung, Aufhebung oder Änderung von Eheverträ­

gen, Gesel1schaftsverträge~, Verfügungen von Todes 

wegen, Erb- und Pflichtteilsverzichtsverträgen sowie Ver­

einbarungen über den vorzeitigen El'bausgleich nach 

§ 1934 d des Bürgerlichen Gesetzbuches erhält er jedoch 

stets einen Anteil sowie die Hälfte der auf das gesamte 

Geschäft entfallenden Auslagen. 

(7) Werden mehrere Beurkundungen vorgenommen, ob­

wohl dies offensichtlich nicht erforderlich ist, so wird der 

Gebührenanteil so berechnet, als ob eine zusammenfas­

sende Beurkundung erfolgt wäre. 
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(8) Ist bei einem Notar die Beurkundungstätigkeit nach 

§ 49 Abs. 1 oder § 50 Abs. 3 des Landesgesetzes über die 

freiwillige Gerichtsbarkeit beschränkt, so stehen ihm 

keine Gebührenanteile zu. Dies gilt auch, wenn er von 

einem anderen Notar vertreten wird oder wenn er seiner­

seits einen im Gebührenbezug nicht beschränkten Notar 

vertritt. 

§ 12 

Umfang des Gebührenbezugs 

(1) Die Notare haben von den ihnen zufließenden Gebüh­

ren einen Anteil an die Staatskasse abzuführen. Ausge­

nommen sind die Gebühren der §§ 145 und 149 der 

Kostenordnung, die Gebühren des § 145 Abs. 1 jedoch 

nicht, wenn innerhalb von drei Monaten eine Beurkun­

dung oder Beglaubigung im Sinne des § 145 Abs. 1 

$ätze 2 und 3 nachfolgen. 

(2) Der Anteil der Staatskasse beträgt 

1. bei den Gebühren für die Beurkundung eines Testa­

ments, Erbvertrags oder Ehevertrags sowie bei den 

Zusatzgebühren nach den §§ 58 und 59 der Kosten­

ordnung ein Drittel, 

2. im übrigen von der Gebühr des einzelnen Geschäfts 

bis zu 100 Deutsche Mark zwei Drittel, von dem 

Mehrbetrag drei Viertel. 

(3) Der Gebührenanteil des Notars wird auf volle zehn 

Deutsche Pfennig für das einzelne Geschäft aufgerundet. 

(4) Der Mindestbetrag des Gebührenanteils des Notars 

beträgt eine Deutsche Mark für das einzelne Geschäft. 

Werden mehrere Geschäfte in einer Urkunde zusammen­

gefaßt, so ist der Anteil der Staatskasse aus der Summe 

der Gebühren zu berechnen. 

(5) Betragen die Gebührenanteile eines Notars in einem 

Rechnungshalbjahr mehr als 5000 Deutsche Mark, so 

wird der Mehrbetrag um 50 vom Hundert gekürzt. 

(6) Ist der Notar nur während eines Teils eines Rechnungs­

halbjahres auf einer Notarstelle tätig, so erfolgt die Kür­

zung entsprechend der Zahl der Kalendertage, während 

deren er auf dieser Stelle tätig war. 

§ 13 

Gebühreneinziehung durch den Notar 

(1) Die Vorschriften der Kostenordnung über die Voraus­

zahlung und Sicherstellung von Kosten gelten für den 

Anteil der Staatskasse entsprechend. 

(2) Unterbleibt die Einziehung des Staats anteils trotz 

Mahnung so ist die Gerichtskasse zum Einzug berechtigt. 

Der Notar ist für den Schaden verantwortlich, der durch 

schuldhaftes Unterlassen oder Verzögerung der Einzie­

hung des Anteils der Staatskasse entsteht. 

(3) Teilzahlungen des Kostenschuldners hat der Notar 

zunächst auf die Auslagen und dann im Verhältnis der 

Beteiligung auf den eigenen Anteil und den Anteil der 

Staatskasse zu verrechnen. 

§ 14 

Gehührenanfeile in besonderen Fällen 

(1) Dem Notar stehen die Gebührenanteile auch dann 

zu, wenn er in Vertretung eines anderen Notars tätig 

wird. 

(2) Bei den von Notarvertretern vorgenommenen Ge­

schäften stehen die Gebührenanteile dem Notar zu, als 

dessen Vertreter der Notarvertreter tätig geworden ist. 

Der Notarvertreter erhält die GebührenanteiIe jedoch 

selbst, wenn er zum Amtsverweser bestellt ist oder soweit 

die Vertretung eines in der Amtsausübung verhinderten 

Notars drei Monate übersteigt. 

FÜNFTER ABSCHNITI 

Gebühren, Gebübrenbezug und Vergütungen 

auf dem Gebiet der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

für Tätigkeiten im Gemeindebereicb 

§ 15 

Gebühren und Auslagen 

für die Aufnahme von Nottestamenten 

(1) Für die Errichtung eines N ottestaments (§§ 2249 und 

2250 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches) wird die 

Hälfte der in § 46 der Kostenordnung bestimmten Ge­

bühr erhoben. 

(2) Die zur Beurkundung hinzugezogenen Zeugen erhal­

ten eine Vergütung von 5 Deutschen Mark für jede ange­

fangene Stunde. 

(3) Die Gebühren und Auslagen fließen in die Gemeinde­

kasse. 

§ 16 

Tätigkeiten der Ratschreiher 

(1) Die Gebühren und Auslagen für die Tlitigkeit der 

Ratschreiber im badischen Rechtsgebiet (§ 32 Abs. 1 bis 

4 des Landesgesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit) 

werden zur Staatskasse erhoben. Soweit jedoch ausschließ­

lich Unterschriften beglaubigt werden, fließen die Ge­

bühren und Auslagen in die Gemeindekasse. 
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(2) Die Gebühren und Auslagen für die Tätigkeit der 

Ratschreiber im württembergischen Rechtsgebiet nach 

§ 32 Abs. 1 des Lilndesgesetzes über die freiwillige Ge­

ric;htsbarkeit werden zur Staatskasse erhoben; die für die 

Staatskasse angesetzten Schreib gebühren werden jedoch 

zur Hälfte der Gemeinde überlassen. Die Gebühre]) und 

Auslagen für die Tätigkeit naqt § 32 Abs. 3 und 4 des 

Landesgesetzes über die fr~iwillige Gerichtsbarkeit fließen 

in die Gemeindekasse. V 6n den in die Gemeindekasse 

fließenden Gebühren ist ein" Anteil an die Staatskasse 

abzuführen. Der Anteil der Staatskasse beträgt 

1. bei den Zusatzgebühren mich den' §§ 58 und 59 der 

Kostenordnung ein Drittel, 

2. im übrigen von der GebUhr d~ einzelnen Geschäfts 

bis zu 100 Deutsche Mark ~wei Dritt~l, von dem Mehr-
, 'betrag drei Viertel.' ' 

§ ,14,Abs,,3 und 4 und § 13 gelten entsprechend. 

Die Gebühren und Auslagen für die Tätigkeit der Rat­

schreiber, die der Gemeindekasse verbleiben, sowie die 

Schreibgebühren, die der Gemeinde nach Satz 1 zuste­

hen, können den Ratscbreibern ganz oder teilweise über­

lassen werden; das Nähere ist bei den betreffenden Beam­

tenstellen im Stellenplan zu bestimmen. Für die Berech­

nung des Anteils der Gemeinde gilt § 11 Abs. 7 ent­

sprechend. 

§17 

Tätigkeit der Gemeinden 

in Nachlaß- und Teilungssachen 

Die a'ebühren für die Verrichtungen der Gemeinden 

nach § 40 Abs. 2 und3's6wie nach § 43 in Verbindung 

mit § 40 Abs. 3 des Landesgesetzes über die freiwillige 

Gerichtsbarkeit werden zur Gemeindekas'se erhoben. 

Wird in eirier Angelegenheit nach Satz 1 sowohl das 

Nachlaßgericht als auch die Gemeinde tätig, so werden 

die Gebühren nur einmal erhoben; sie fließen in die 

Gemeindekasse. 

§ 18 

Anwendung der Kostenordnung, Kostenprütung, 
, " , 

Erinnerung und Reisekosten . " , " ~: 

(1) Für die in den §§ i5 bis 17 geregelten Tätigkeiten 

gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, die Vorschrü­

ten der Kostenordnung entsprechend; dies gilt nicht, so­

weit Vorschriften nur ,für Notare gelten, denen die Ge-

bühren für ihre Tätigkeit selbst zufließen. Für die Kosten­

und Rechnungsprüfung sind die Bestimmungen entspre­

chend anzuwenden, die für die in die Staatskasse fließen­

den Gebühren der Notare maßgebend sind. 

(2) Soweit die Gebühren und Auslagen zur Gemeindekasse 

erhoben werden, entscheidet über Erinnerungen gegen 

den Kostenansatz (§ 14 Abs. 2 Kostenordnung) und über 

die Festsetzung des Geschäftswerts (§ 31 Kostenord­

nung) das Amtsgericht, zu dessen Bezirk die Gemeinde 

gehört. 

(3) Als Reisekosten werden bei deri in den § § 15 bis 17 

ge~egelien Tätigkeiten nur die notwendigen Fahrtausia­

gen erh?ben. Sie betrag'en bei Benutzung eines Kraft­

w'agens '30 Deutsche Pfennig für jeden angefangenen 

Kilometer, wobei Hin- und Rückweg als ein Weg gelten. 

Die Entschädigung wird aus der Gemeindekasse gezahlt 

und von dem Auftraggeber eingezogen. 

§ 19 

Entschädigung de.r Ge,meinden des badischen 

Rechtsgebiets tUr die Tätigkeit der Ratschreiber 

und der Gemeinden des württembergischen 

Rechtsgebietstür ihre A utwendungen zugunsten 

der Notariate 

(1) Die Gemeinden des badischen Rechtsgebiets e,rha1t,en 

fü,j' die Tätigkeit der Ratschreiber nach § 32 Abs. 2 und 3 

des, Landesgesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit 

eine Entschädigung von 2,50 Deutsche Mark pro Jahr 

und Einwohner. 

(2) Die Gemeinden des württembergischen Rechtsgebiets 

erhalten für ihre Aufwendungen zugunsten der Notariate 

nach § 14 des Landesgesetzes über die freiwillige Ge­

richtsbarkeit pro Einwohner des Notariatsbezirks eine 

jährliche Entschädigung von 40 Deutsche Pfennig. 

(3) Sofern Notariate im württembergischen Rechtsgebiet 

oder Grundbuchämter durch das Land in eigenen Gebäu­

den untergebracht und deren Aufgaben ausschließlich 

von staatlichen Bediensteten wahrgenommen werden, ent­

fallen für die Gemeinden die Verpflichtungen nach den 

§§ 14 und 27 des Landesgesetzes über die freiwillige 

Gerichtsbarkeit. Mit dem Wegfall der Verpffichtungen 

geht das Eigentum an den von den Gemeinden für diese 

Behörden zur Verfügung gestellten beweglichen Sachen 

entschädigungslos auf das Land über. 
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§ 20 

Gebühren für die Tätigkeit 

des Gutachteraussdiusses 

nach dem Bundesbaugesetz 

(1) Die Gebühren für die Wertermittlung von Grund­

stücken und grundstücksgleichen Rechten nach § 136' des 

Bundesbaugesetzes und § 44 des Landesgesetzes über die 

freiwillige Gerichtsbarkeit werden nach dem ermittelten 

Wert erhoben. Die Gebühren betragen 

Bei einem 

ermittelten 

Wert 

bis ' 

100000 

Deutsche 

Mark 

bis 

250000 

Deutsche 

Mark 

bis 

1000000 

Deutsche 

Mark 

mehr als 

1000000 

Deutsche 

Mark 

Bei 

unbebauten 

Grundstücken 

1,5 %0 

1,20/00 

mindestens aber 

150 

Deutsche Mark 

1 %0 
mindestens aber 

300 

Deutsche Mark 

0,5 %0 

mindestens aber 

1000 

Deutsche Mark 

l' 

Bei 

,bebauten 

Grundstücken 

30/00 

2 %0 
mindestens aber 

300 

'Deutsche Mark 

1,5 %0 
mindestens aber 

500 

Deutsche Mark 

i 0/00 
mindestens aber 

1500 

Deutsche Mark 

Sind Wertunterschiede (Wertminderungen ,oder Wert­

erhöhung) zu ermitteln, so Ibemißt sich di~ Gebühr 

nach dem höchsten ermittelten Wert. Für die Wertermitt­

lung bei land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken, 

die lediglich zum Zwecke ein~r K~pitalbeschaffun~ erfol­

gen, wird die Hälfte der Gebüht erhoben. Die Mindest­

gebühr beträgt bei unbebauten Grundstücken 15 Deutsche 

Mark, bei bebauten Grundstücken 30 Deutsche Mark. 

(2) Bei gleichzeitiger Wert ermittlung für mehrere un­

bebaute Grundstücke desselben Eige~tümers wird die 

Gebühr nur einmal aus dem zusammengerechneten Wert 

der Grundstücke ailgesetzt. Dal:i~i geiten Grundstücke, 

die Eheleuten oder mehreren in einer Gesamthands­

ader Miteigentumsgemeinschaft stehenden Personen ge­

hören, als Grundstücke eines Eigentümers. Ebenso' gelten 

vor der Auseinandersetzung des Nachlasses eines Ehe­

gatten die dem überlebenden Ehegatten ·und die zum 

Nachlaß'des verstorbenen Ehegatten gehörenden Grund­

stücke als Grundstücke eines Eigentümers. 

'(3) Für die'Wertermittlung von Rechten an einem Grund­

stück gelten die Vorschriften über die Wertermittlung bei 

bebauten Grundstücken entsprechend. 

(4) Wird der Wert von Grundstückszubehör an Ort und 

Stelle gesondi:rt ermittelt, so' wird hiedür je Gutachter 

für jede angefangene Stunde eine Gebühr von 10 Deut­

sChe Mark erhoben. 

(5) Werden besondere' SaCbverständige bei der Wert­

ermittlurig zugezogen, so sind sie nach den Bestimmun­

gen des GesetzeS über die Entschädigung von Zeugen und 

Sachverständigen zu ent~chädigen. Die Entschädigungen 

werden aus 'def Gemeindekasse ge:tahlt und von den Auf­

traggebern als Auslagen eingezogen. Neben der Entschä­

digung werden die Gebühren der Absätze 1 bis 4 nur zur 

Hälfte erhoben. Eine dem Auftraggeber zustehende per~ 

sönliche Kostenfreiheit entbindet ihn nicht von der Er­

stattung der dem besonderen Sachverständigen gezahlten 

Entschädigung. 

(6) Bei Heranziehungvon Auskunftspersonen im Sinne 

des §'140Abs. 1 :des Bundesbiugesetzes gilt Abs. 5 Satz 1, 

2 und 4 entsprechend. 

(7) Die Gebühren nach den Absätzen 1 bis 4 werden 

zur Gemeindekasse erhoben. Für sie gelten im übrigen 

die Vorschriften des, Kommunalabgabengesetzes. 

, § 21 

Amtsboten 

(1) Der A,mtsbote ,einer Gemeinde erhält für jeden Gang, 

den ,er in amtlichem, Auftrag einer staatlichen Behörde 

oller eines staatlichen ,Beamten in einer Angelegenheit 

der Rechtsfürsorge, der Zwangsversteigerung oder, der 

Zwangsverwaltung, insbesondere zur Aushändigung oder 
, ; <J .• 

Eröffnung einer Ladung, einer Vedügung oder eines 

Beschlusses zu machen hat, aus der Staatskasse eine Ver­

gütung 'von '50 Deutschen Pfennig. Die Vergütung wird 

für jede Aushändigung oder Eröffnung gewährt, auch 

wenn auf demselben Weg mehrere Geschäfte dieser Art 

vorgenominen werden. 

(2) Der Amtsbote erhält aus der Staatskasse außerdem 

eine besondere Wegevergütung, wenn der Ort seiner 

Dienstleistung wenigstens zwei Kilometer vom Rathaus 

entfernt ist. Die ,Vergütungibeträgt für jeden angefan­

genen Kilometer 10 Deutsche Pfennig, wobei Hin- und 

ltückweg als ein Weg geltel1. Sie wird für Aushändigun­

gen oder Eröffnungen, die an mehryre ~mpfänger auf 
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demselben Gang gemacht werden, nur einmal berechnet. 

Hat ein Kostenschuldner die Vergütung zu ersetzen und 

ist derselbe Gang durch mehrere Geschäfte veranlaßt, so 

werden die besonderen Wegevergütungen verhältnismä­

ßig verteilt. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 2 gelten auch, 

wenn der Amtsbote für das Ortsgericht, die Schätzungs­

behörde oder die örtliche Inventurbehörde Gänge aus­

führt. In diesen Fällen kann die ihm bezahlte Vergütung 

den Beteiligten auferlegt werden. 

(4) Die Vergütung für die Bekanntmachung eines Ver­

steigerungstermins durch Ausrufen richtet sich nach den 

örtlichen Bestimmungen. Für die Mitwirkung bei Ver­

steigerungen erhält der Amtsbote eine angemessene Ver­

gütung. 

(5) Für alle übrigen Verrichtungen kann der Amtsbote 

keine Vergütung verlangen. 

§ 22 

Verweisung auf andere Gesetze 

Soweit in diesem Gesetz auf Vorschriften anderer Gesetze 

verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fas­

sung anzuwenden. 

§ 23 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. April 1971 in Kraft, die 

§§ 9 und 18 jedoch am 1. Januar 1971.* 

(2) Es treten außer Kraft: 

a) Am 1. Januar 1971 Artikel 4 des badischen Gesetzes 

tiber die wandelbaren Bezüge der Notare vom 17. Juli 

1902 (GVBl. S. 183) in der Fassung des Gesetzes vom 

·20. Juli 1962 (Ges.Bl. S. 73); 

b) :im 1. Aprll1971 - soweit sie noch gelten -

J. das Zweite Gesetz zur Ergänzung landesrechtlicher 

Kostenvorschriften vom 18. Juli 1955 (Ges.Bl. 

S. 108), 

2. das Gesetz über Kosten im Bereich der Justizver­

waltung vom 24. Februar 1958 (Ges.Bl. S, 84), 

3. § 33 Abs. 6 Satz 2 des Landesbesoldungsgesetzes 

vom 27. Januar 1958 (Ges.Bl. S. 17) in der Fas­

sung vom 6. Juli 1965 (Ges.Bl. S. 151), 

4. die §§ 23, 24, 25 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 sowie 

§ 26 der Ersten Verordnung der Landesregiemng 

.. Diese Vorschrift betrifft das Inkrl\fttreten des Gesetzes in der ur­
sprünglichen Fassung vom 30. März 1971 (Ges.BI.S.96). 

zur Durchführung des Bundesbaugesetzes vom 

22. November 1960 (Ges.Bl. S. 174), 

5. § 2 der Verordnung über die Einführung der Reichs­

haushaltsordnung in der Justizverwaltung vom 

20. März 1935 (RGB!. I S. 406), 

6. die §§ 21 bis 23 der Anweisung des Reichsministers 

des Innern und des Reichsministers der Justiz vom 

22. November 1938 für die Bürgermeister und 

Gutsvorsteher zur Aufnahme von Nottestamenten, 

veröffentlicht durch RdErl. d. RMdI vom 28. N 0-

vember 1938 (RMBliV. S. 2037) und vom 1. Juni 

1939 (RMBliV. S. 1210) sowie durch AV. d. RJM 

vom 16. Dezember 1938 (Deutsche Justiz S. 2013) 

und vom 14. Juni 1939 (Deutsche Justiz S. 1076), 

7. das badische Gesetz über die wandelbaren B~züge 

der Notare vom 17. Juli 1902 (GVBL S. 183), zu­

letzt geändert durch das Gesetz vqm 20. Juli 1962 

(Ges.B!. S. 73), 

8. das badische Landesjustizkostengesetz vom 26. April 

1928 (GVBl. S. 139), zuletzt geändert durch das 

Zweite Gesetz zur Ergänzung landesrechtlicher Ko­

stenvorschriften vom 18. Juli 1955 (Ges.BL S. 108), 

9. § 37 des badischen Landesgesetzes über die frei­

willige Gerichtsbarkeit in der Fassung der Bekannt­

machung vom 13. Oktober 1925 (GVBl. S. 287), 

soweit er die Versteigerung beweglicher Sachen 

durch Mitglieder des Ortsgerichts vorsieht, ebenso 

sonstige Vorschriften, die eine Zuständigkeit von 

Gemeindeorganen zur Versteigerung von beweg­

lichen Sachen und Rechten begründen, 

10. die württembergische Gerichtskostenverordnung 

vom 20. Dezember 1926 (Reg.Bl. S. 261), 

11. die württembergische Notariatskostenordnung vom 

20. Dezember 1926 (Reg.Bl. S. 302), zuletzt geän­

dert durch das Zweite Gesetz zur Ergänzung lan­

desrechtlicher Kostenvorschriften vom 18. Juli 1955 

(Ges.Bl. S. 108), mit Ausnahme ihres Artikels 28, 

12. die Artikel 14, 95 Abs. 1 Satz 3, 96 des württem­

bergischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen 

Gesetzbuch und zu anderen Reichsjustizgesetzen 

vom 29. Dezember 1931 (Reg.Bl. S. 545), ferner 

Artikel 74, soweit er die Mitwirkung von Nachlaß­

richtern vorsieht, 

13. die Verordnung der Landesregierung über den Ge­

bührenbezug des Bezirksnotars aus dem öffentlichen 

Notariat vom 17. September 1957 (Ges.Bl. S. 119) 
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geändert durch die Verordnung der Landesregie­

rung vom 22. September 1964 (Ges.Bl. S. 309), 

14. die §§ 3,4, 5, 6 Abs. 2 und 3, 12 Abs. 3, 13 Abs. 3 

und 15 Abs. 3 Satz 2 der Verordnung des Justiz­

ministeriums vom 27. Oktober 1932 über die Dienst­

vorschriften für die Bezirksnotariate (Amtsblatt 

S. 321), 

15. § 52 der Verordnung des württembergischen Justiz­
ministeriums über die Kassenvorschriften für die 

Notare (KVN) vom 24. Januar 1933 (Amtsblatt 

S.l), 

16. § 14 Abs. 2 Satz 1 der Zweiten Verordnung des 

Staatsministeriums des Landes Württemberg-Ho­

henzollern zur Durchführung des Bodenreformge­

setzes (Agrarreformverordnung) vom 16. Dezem­

ber 1949 (Reg.Bl. 1950 S. 7), 

17. das preußische Gerichtskostengesetz in der Fassung 

der Bekanntmachung vom 31. Oktober 1923 (Ge­

setz-Sammlung S. 363), zuletzt geändert durch das 

Gesetz vom 31. August 1925 (Gesetz-Sammlung 

S. 111); 

c) am 1. Januar 1972 

1. die §§ 1 und 2 des badischen Ausführungsgesetzes 

zum Zwangsversteigerungsgesetz und zur Zivilpro­

zeßordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 13. Oktober 1925 (GVBI. S. 301), 

2. Artikel 291 des württembergischen Ausführungs­

gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch, 

3. Artikel 28 der württembergischen Notariatskosten­

ordnung vom 20. Dezember 1926 (Reg.Bl. S. 302), 

zuletzt geändert durch das Zweite Gesetz zur Er­

gänzung landesrechtlicher Kostenvorschriften vom 

18. Juli 1955 (Ges.Bl. S. 108). 

AnJage 

(zu § 1 Abs. 2) 

Gebührenverzeichnis 

Nr. Gegenstand 

1. Familienstiftungen 

a) Genehmigung und Beaufsichtigung von Familien~ 

stiftungen, soweit nicht die Gerichte zuständig sind 

b) Aufhebung einer Familienstiftung 

2. Feststellungserklärung 

nach § 1059a Nr. 2, § 105ge, § 1059 Abs. 2, § 1098 

Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches ............. . 

3. Schuldnerverzeichnis 

Abschriften und Auszüge nach den Allgemeinen Vor­

schriften vom 1. August 1955 (Bundesanzeiger Nr. 156 

vom 16. August 1955 S. 2). Neben der Gebühr für die 

Erteilung des Auszuges werden Schreibgebühren nicht 

erhoben. 

Bei laufender Erteilung von Auszügen sind von den 

Amtsgerichten, die im Jahre voraussichtlich nicht mehr 

als 100 Eintragungen mitzuteilen haben, die Gebühren 

in der Regel nicht für jeden Auszug besonders anzu­

setzen, sondern erst am Schluß des Rechnungsjahres 

einheitlich abzurechnen. Dabei ist die Mindestgebühr 

nur dann zu erheben, wenn innerhalb des Abrech­

nungszeitraums nicht mehr als 10 Eintragungen mit­

geteilt worden sind. 

Gebühren 

Die gleiche Gebühr, die für die gerichtliche Genehmigung 

oder Beaufsichtigung nach § 118 der Kostenordnung zu 

erheben ist. 

10 bis 1000 DM 

10 bis 150 DM 

0,15 DM je Eintragung, 

mindestens 1,50 DM 
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Bekanntmachung 

der Neufassung des Sparkassengesetzes 

für Baden~Wiirtteml)erg 

Vom 4. April 1975 

Auf Grund von Artikel 8 des Gesetzes zur Änderung pes 

Sparkassengesetzes für Baden-Württem~rrg vom 4. Fe­

bn~ar 1975 (Ges.ßl. S. 93) wird nachstehend das Spar­

kassengesetz für Baden-Württemberg mit gel}!1derter Pa-

ragraphenfolge bekanntgem?cht. ;, J, 

STUTIGART, den 4. April 1975 

Innenminister ium 

In V e~tretung 

DR.GelOER 

Sparkassengesetz für ßaden"Wtirttemberg 

in der Fassung vom 4. April 1975 

ERSTER TBIL 

SparImssen 

1. Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§1 

Rechtsllatur, 

Die von Gemeinden, Landkreisen oder Zweckverbänden 

errichteten Sparkassen sind rechtsfähige Anstalte~ des 

öffentlichen Rechts. 

§ 2 

Errichtung 

(1) Sparkassen können errichten: 

1. Stadtkreise, 

1 I 

" I j 

2. Landkreise, wenn in ihrem Gebiet keine Sparklils~e 

ihren Sitz hat oder wenn sichergestellt ist, daß sich die 

bestehenden Sparkassen mit der neuen Sparkasse ver­

einigen, 

3. Zweckverbände, deren Mitglieder Gemeinden, Land­

kreise oder Gemeinden und Landkreise sind; die Er­

lichtung einer Sparkasse im Gebiet des Gewährträ­

gers einer anderen Sparkasse bedarf der Zustimmung 

dieses Gewährträgers. 

Die Errichtung einer Sparkasse bedarf der Genehmigung 

der oberen Rechtsaufsichtsbehörde der Körl'ersc,:haft, die 

die Sparkasse errichten will. 

(2) Die Errichtung einer Zweigstelle im Gebiet des Ge­

währträgers einer anderen Sparkasse bedarf der Zustim­

mung dieser Sparkasse und der Rechtsaufsichtsbehörde. 

(3) Sparkassen, die ihren Sitz nicht im Geltungsbereich 

d~eses Gesetzes haben, dürfen Zweigstellen nur mit Zu­

stimmung des Inn~nministeriums errichten. 

§3 

Vereinigung 

(1), ~parkassen können nach Anhörung ihrer Verwal­

tllD'gsräte durch übereinstimmende Beschlüsse der Haupt­

organe ihrer Gewährträger in der Weise vereinigt werden, 

daß 

1. eine neue Sparkasse gebildet wird, auf die das Vermö­

gen der beteiligten Sparkassen im Wege der Gesamt­

Techtsnachfolge übergeht (Neubildung) oder 

2. das Vermögen im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 

auf eine andere Sparkasse übertragen wird (Auf­

nahme). 

Bei der Beratung und Beschlußfassung hierüber kann ein 

Mitglied des Hauptorgans des Gewährträgers oder der 

Versammlung der Gewährträger, das nach § 16 Abs. 1 

NI. 4 dem Verwaltungsrat nicht angehören darf, nicht 

mitwirken. Die Ver~inigung bedarf der Genehmigung 

der, oberen Rechtsaufsichtsbehörde. Haben die beteilig-
,'11' , 

ten Sparkassen ihren Sitz im Bezirk verschiedener oberer 

Rechtsaufsichtsbehörden, bestimmt das Innenministerium 

die zuständige obere ,Rechtsaufsichtsbehörde. 

(2) Mit der Vereinigung durch Neubildung werden die 

Gewährträger der beteiligten Sparkassen Gewährträger 

der neuen Sparkasse.' Mit der Vereinigung durch Auf­

nahme werden Gemeinden, die Gewährträger der aufzu­

nehmenden Sparkasse sind, Gewährträger der aufneh­

menden Sparkilsse. Dies gilt nicht, wenn Gewährträger 

der, aufnehmenden Sparkasse ein Landkreis ist. Ist Ge­

w~rträger der, aufnehlpenden Sparkasse ein Zweckver­

band, werden Gemeinden, die Gewährträger der aufzu­

nehmenden Sparkasse sind, Mitglieder des Zweckver­

bands. 

(3) Mit der Ven;inigung durch Aufnahme endet die 

Amt~zeit der ehrenamtlich tätigen Mitglieder des Verwal­

tungsrats der aufnehmenden Sparkasse und ihrer Stell­

vertreter; § 14 Abs. 5 gilt,entsprechend. 

(4) Für die aus Anlaß der Vereinigung erforderlichen 

Rechtshandlungen werden Abgaben (insbesondere auch 

die Kosten n::jch dem Gerichtskostengesetz und der Ko-
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stenordnung einschließlich der Beurkundungs- und Be­

glaubigungsgebühren) 'des Landes und der seiner Aufsicht 

unterstehenden Körperschaften des öffentlichen Rechts 

nicht erhoben; Auslagen werden nicht ersetzt. 

§4 

Neuordnung der Sparkassen bei 

Gebietsänderungen der Gewährträger 

(1) Schließen sich Gemeinden zusammen und ist minde­

stens eine der beteiligten Gemeinden Gewährträger 

einer Sparkasse, so ist die Rechtsnachfolgerin Gewähr­

träger dieser Sparkasse. Dies gilt nicht, wenn die Rechts­

nachfolgerin bisher nicht Gewährträger einer Sparkasse 

ist und im Geschäftsbereich einer Sparkasse liegt, deren 

Gewährträger ein Landkreis ist, oder wenn die Rechts­

nachfolgerin Mitglied eines Zweckverbands ist, der Ge­

währträger einer Sparkasse ist. 

(2) Eine Gemeinde kann nicht Gewährträger mehrerer 

Sparkassen sein. Ist eine Gemeinde als Rechtsnachfolgerin 

einer anderen Gemeinde Gewährträger mehrerer Spar­

kassen geworden, so hat sie innerhalb von sechs Monaten 

nach dem Zusammensch1l,1ß ,zu erklären, bei welcher 

Sparkasse sie als Gewährträger ausscheiden will. Die Er­

klärung, die der vorhergehenden Zustimmung der oberen 

Rechtsaufsichtsbehörde bedarf, ist gegenüber der Spar-' 

kasse abzugeben, als deren Gewährträger die Gemeinde 

ausscheiden wilL Mit der Abgabe der Erklärung scheidet 

die Gemeinde als Gewährträger aus. 

(3) Die Sparkasse, bei der eine Gemeinde als Gewähr­

träger ausscheidet, hat Zweigstellen im Gebiet der aus­

scheidenden Gemeinde auf die Sparkasse zu übertragen, 

deren Gewährträger die' ausscheidende Gemeinde bleibt. 

Dies gilt in den Fällen 'des Absatzes 1 Satz 2 entspre­

chend. 

(4),Die Sparkasse, die Zweigstellen im Gebiet einer Ge-; 

meinde hat, die Gewährträger einer anderen' Sparkasse 

ist, hat diese Zweigstellen auf diese Sparkasse zu über­

tragen. 

(5) Ist eine Gemeinde Mitglied eines Zweckverbands, der 

Gewährträger einer Sparkasse ist, so gilt Absatz 4 ent­

sprechend. Scheidet eine Gemeinde na~h § 23 Abs. 2 des 

Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit aus einem 

Zweckverband, der Gewährtr~ger ~iner Sparkass~ ist, aus, 

so gilt Absatz 3 Satz 1 entsprechend. " 

(6) Zweigstellen sind nach Absatz 3 und 4 und Absatz 5 

Satz 2 innerhalb von zwei Jahren nach dein Eintritt der 

Voraussetzungen zU übertragen. Das Innenministerium 

kann zulassen,' daß von der Übertragung bei Vorliegen 

besonderer Grunde, abgesehen wird. Die übertragung 

erfolgt im Wege der Gesamtrechtsnachfolge. Es wird 

zwischen den Sparkassen ein angemessener Ausgleich ver-

. einbart. 

(7) Bei Änderungen des Gebiets eines Landkreises, der 

Gewährträger oder Mitglied des Gewährträgers einer 

Sparkasse ist, gilt § 36 Abs. 4 des Kreisreformgesetzes 

vom 26. Juli 1971 (Ges.Bl. S. 314) entsprechend mit der 

Maßgabe, daß di,e' Zweigstellen innerhalb von zwei J ah­

ren nach der Gebietsänderung zu übertragen,sind. 

(8) Für Rechtshandlungen; die aus Anlaß der übertra-' 

gung von Zweigstellen notwendig werden, gilt § 3 Abs. 4 

entsprechend. 

§5 

Auflösung 

Die Sparkasse kann nach Anhörun'gdes Verwaltungs rats 

durch Beschluß des Hauptorgans de~ Gewährträgers auf­

gelöst werden. § 3 :Abs. 1 Satz 2' gilt :entsprechend. ,Die 

Auflösung bedarf. der Genehmigung der oberen Rechts­

aufsichtsbehörde. 

§6 

Aufgaben 

Die Sparkassen sind' verpflichtet, Spareinlagen in der 

Regel von jedermann anzÜnehmen. Sie pflegen den 

Sparsinh 'der' Bevölkerung, insbesondere' durch Erzie-' 

hung der Jugend; zum Sparen; Die Sparkassen dienen 

der Befriedigung vor allem des örtlichen Krect.itbedarfs 

unter besonderer Berücksithtikung des Mittelstands und 

der wirtschaftlich schwächerenBevölketungskre~e' sowie 

der' öffentlichen Hand. Sie betreiben die in der' Satzung 

zugelaSsenen Geschäfte. 

Satzung 
, " 

:i:h~' Satzung regelt die Recl,.tsverh'ältrusse der' SiJa~kasse. 
Dil;'Satzung wird vo~ Haupt?rg'an, des Gewährtfägers 

, .' " , 'I, " . -I) '. , 

erlassen; Änderungen der Satzung bedürfen seiner Zu-

stimmung. § '3 Abs. 1 Satz' 2 gilt en,tpsrecbend. Die 
, ,- " • j'" 

satZung' und deren Änderungen bedürfen der Zustim-

mung' der Rechtsaufsichtsbehörde. 

§8 
! ' 

Gewährträge,r 

(1) Die Körperschaft des öffentlichen Rechts, die eine 

Sparkasse errichtet hat, ist Gewährträger dieser Spar~ 

kasse. 
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(2) Gemeinden, die nicht Gewährträger einer Sparkasse 

sind, können durch Erklärung gegenüber der Sparkasse 

als Gewährträger hinzutreten. Die Erklärung bedarf der 

Zustimmung des Hauptorgans des Gewährträgers und der 

Rechtsaufsichtsbehörde. 

(3) Bei Sparkassen mit mehreren Gewährträgern kann ein 

Gewährträger durch Erklärung gegenüber der Sparkasse 

als Gewährträger ausscheiden. Die Erklärung bedarf der 

Zustimmung der Rechtsaufsichtsbehörde. Der Gewähr­

träger scheidet zwei Jahre nach Erteilung der Zustim­

mung aus. Mit Zustimmung der Rechtsaufsichtsbehörde 

kann ein früherer Zeitpunkt für das Ausscheiden verein­

bart werden. 

(4) Der Gewährträger haftet für die Verbindlichkeiten 

der Sparkasse unbeschränkt. Die Gläubiger der Spar­

kasse können den Gewährträger erst in Anspruch neh­

men, wenn sie aus dem Vermö~en der Sparkasse nicht 

befriedigt w()rden sind. 

(5) Mehrere Gewährträger einer Sparkasse haften als Ge­

samtschuldner. Die Satzung regelt die Haftung im Innen­

verhältnis. 

(6) Sparkassen mit mehreren Gewährträgern haben eine 

Versammlung der Gewährträger. Die Versammlung der 

Gewährträger nimmt die in diesem Gesetz dem Haupt­

organ des Gewährträgers übertragenen Aufgaben wahr. 

Beschlüsse nach § 3 Abs. 1 Satz 1, § 5 Satz 1 und § 7 

Satz 2 Halbsatz 2 bedürfen einer Mehrheit von zwei 

Dritteln der Stimmen der Gewährträgerversammlung. 

Im Falle des § 7 Satz 2 Halbsatz 1 beschließen die Haupt­

organe der Gewährträger; über die Satzung einer Spar­

kasse, die nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 neu gebildet 

werden soll, beschließen die Gewährträgerversammlun­

gen der beteiligten Sparkassen mit einer Mehrheit von 

jeweils zwei Dritteln der Stimmen. 

(7) Die Versammlung der Gewährträger besteht aus den 

gesetzlichen Vertretern der Gewährträger. Die Satzung 

kann bestimmen, daß die Hauptorgane der Gewährträger 

weitere Mitglieder aus ihrer Mitte bestellen. Die Satzung 

regelt das Verhältnis der Stimmen der Gewährträger. 

(8) Vorsitzender der Versammlung der Gewährträger 

ist, wenn nur Gemeinden Gewährträger sind, der Bürger­

meister der Gemeinde, in der die Sparkasse ihren Sitz hat. 

Die Satzung kann bestimmen, daß die Versammlung der 

Gewährträger aus ihrer Mitte den Vorsitzenden bestellt; 

in diesem Falle regelt die Satzung auch seine Amtszeit. 

Die Versammlung der Gewährträger bestellt aus ihrer 

Mitte den Stellvertreter des Vorsitzenden. In anderen 

Fällen regelt die Satzung die Bestellung und die Amtszeit 

des Vorsitzenden der Versammlung der Gewährträger 

und seines Stellvertreters. 

(9) Für die Versammlung der Gewährträger gelten die 

§§ 18, 35, 37 und 43 Abs. 2 der Gemeindeordnung ent­

sprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Bürger­

meisters der Vorsitzende der Versammlung der Gewähr­

träger tritt. 

§9 

Siegelführung 

Die Sparkassen führen Siegel mit ihrem Namen. Die bis­

herigen Siegel können weitergeführt werden. Neue Siegel, 

in denen nicht das Wappen eines Gewährträgers, eines 

Mitglieds des Gewährträgers oder das kleine Landeswap­

pen verwendet wird, dürfen nur mit Genehmigung der 

oberen Rechtsaufsichtsbehörde geführt werden. 

2. Abschnitt 

Verfassung der Sparkassen 

§ 10 

Organe 

Organe der Sparkasse sind der Verwaltungsrat, der Kre­

ditausschuß Und der Vorstand. 

1. Verwaltungsrat 

§11 

Aufgaben 

(1) Der Verwaltungsrat bestimmt die Richtlinien für die 

Geschäfte der Sparkasse. Er erläßt Geschäftsanweisun­

gen für den Kreditausschuß sowie den Vorstand und über­

wacht ihre Tätigkeit. 

(2) Der Verwaltungsrat beschließt außer in den durch 

dieses Gesetz bestimmten Fällen über 

1. die Änderung der Satzung, 

2. die Zustimmung nach § 2 Abs. 2, 

3. das Siegel, 

4. die Anstellung und die Entlassung der Mitglieder des 

Vorstands und die Bestellung der stellvertretenden 

Mitglieder des Vorstands, 

5. die Bedingungen des Anstellungsvertrages mit den 

Mitgliedern des Vorstands, 

6. die Beteiligungen, 

7. die Verwendung des überschusses, 
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8. die Aufwandsentschädigungen, 

9. die Anstellung und die Entlassung der leitenden An-

gestellten im Benehmen mit dem Vorstand, 

10. den Erwerb und die Veräußerung von Grundstücken, 

11. die Errichtung von Gebäuden, 

12. die Errichtung, die Verlegung und die Schließung von 

Zweigstellen und 

13. die Vereinbarung eines früheren Zeitpunkts für das 

Ausscheiden eines Gewährträgers nach § 8 Abs; 3. 

Die Satzung kann bestimmen, daß über Angelegenheiten, 

die in den Nummern 9 bis 11 genannt sind, der Vorstand 

entscheidet. Der Verwaitungsrat kann die unter Num­

mer 5 genannte Befugnis auf einen Ausschuß übertragen, 

dessen Mitglieder aus der Mitte des Verwaltungsrats be­

stellt werden. 

§ 12 

Zusammensetzung 

(1) Dem Verwaltungsrat gehören mindestens sechs und 

höchstens 18 Mitglieder an. In besonderen Fällen kann 

die Höchstzahl überschrittl;ln werden. Die Satzung be­

stimmt die Zahl der Mitglieder, die durch drei teilbar sein 

muß. 

(2) Der Verwahungsrat besteht aus dem Vorsitzenden 

(§ 13), weiteren Mitgliedern (§ 14) und zu einem Drittel 

aus Vertretern der Bediensteten der Sparkasse (§ 15). 

(3) Die Mitglieder des Vorstands nehmen an den Sitzun­

gen des Verwaltungsrats teil, soweit nicht der Vorsitzende 

des Verwaltungsrats in Ausnahmefällen etwas anderes 

anordnet; der Verwaltungsrat kann die Anordnung des 

Vorsitzenden aufheben. Die an den Sitzungen teilneh­

menden Mitglieder des Vorstands haben beratende 

Stimme. 

§ 13 

Vorsitzender 

(1) Vorsitzender des Verwaltungsrats ist der Vorsitzende 

des Hauptorgans des Gewährträgers, bei Sparkassen mit 

mehreren Gewährträgern der Vorsitzende der Versamm­

lung der Gewährträger. Ist der Vorsitzende des Verwal­

tungsrats Bürgermeister eines Stadtkreises, so kann er 

sein Amt mit Zustimmung des Hauptorgans des Gewähr­

trägers auf einen leitenden Beamten des Stadtkreises über­

tragen. 

(2) Dürfen die in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen 

dem Verwaltungsrat nach § 16 nicht angehören oder 

scheiden sie nach § 17 Abs. 1 aus, so wählt das Haupt-

organ des Gewährträgers den Vorsitzenden. Die Amts­

zeit dieses Vorsitzenden endet, wenn die in Satz 1 ge­

nannten Voraussetzungen wegfallen, spätestens mit dem 

Ende der Amtszeit der weiteren Mitglieder des Verwal­

tungsrats. 

(3) Für den Fan der Verhinderung des Vorsitzenden 

wählt der Verwaltungsrat aus seiner Mitte zwei Stell­

vertreter und bestimmt ihre Reihenfolge. Vertreter der 

Bediensteten sind nicht wählbar. 

§ 14 

Weitere Mitglieder 

(1) Die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrats werden 

vom Hauptorgan des Gewährträgers bestellt. Mindestens 

ein Drittel soll, höchstens zwei Drittel dürfen dem Haupt­

organ des Gewährträgers, bei Sparkassen mit mehreren 

Gewährträgern den Hauptorganen der Gewährträger an­

gehören. DasHauptorgan des Gewährträgers bestimmt vor 

jeder Neubestellung die Zahl der aus seiner Mitte zu be­

stellenden Mitglieder; bei Sparkassen mit mehreren Ge­

währträgern bestimmt die Versammlung der Gewährträ­

ger die Zahl der aus der Mitte der Hauptorgane der Ge­

währträger zu bestellenden Mitglieder. § 27 Abs. 2 der 

Landkreisordnung gilt entsprechend mit der Maßgabe, 

daß die aus der Mitte des Hauptorgans oder aus der Mitte 

der Hauptorgane zu wählenden und die anderen weite­

ren Mitglieder des Verwaltungsrats getrennt zu wählen 

sind; bei der Wahl durch die Versammlung der Gewähr­

träger ist das nach § 8 Abs. 7 Satz 3 festgelegte Verhält­

nis der Stimmen maßgebend. 

(2) Für jedes weitere Mitglied des Verwaltungsrats wird 

ein Stellvertreter bestellt. Absatz 1 gilt entsprechend. 

(3) Die weiteren Mitglieder des Verwaltungsrats und ihre 

Stellvertreter werden unverzüglich nach jeder Wahl zum 

Hauptorgan des Gewährträgers bestellt. Bei Sparkassen 

mit mehreren Gewährträgern und bei Zweckverbands­

sparkassen werden die weiteren Mitglieder des Verwal­

tungsrats und ihre Stellvertreter auf fünf Jahre bestellt; 

die Bestellung ist spätestens einen Monat vor Ablauf der 

Amtszeit durchzuführen. 

(4) Zu weiteren Mitgliedern des Verwaltungsrats und zu 

ihren'Stellvertretern dürfen nur Personen bestellt werden, 

die in den Gemeinderat eines Gewährträgers oder einer 

Gemeinde eines Gewährträgers wählbar sind oder wähl­

bar wären, wenn für die Berechnung der dreimonatigen 

Wohndauer in einer solchen Gemeinde die jeweils un­

mittelbar vorhergehenden Wohnzeiten in anderen solchen 

Gemeinden hinzugerechnet würden. 
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(5) Nach Ablauf der Amtszeit führen die weiteren Mit­

glieder des Verwaltungsrats und ihre Stellvertreter ihre 

Tätigkeit bis zum Zusammentreten des neuen Verwal­

tungsrats fort. 

§ 15 

Vertreter der Bediensteten 

(1) Die Vertreter der Bediensteten werden VOll den wahl­

berechtigten Bediensteten der Sparkasse in geheimer und 

unmittelbarer Wahl gewählt. Sollen Sparkassen durch 

Neubildung vereinigt werden, wählen die wahlberechtig­

ten Bediensteten der beteiligten Sparkassen in gemein­

samer Wahl die Vertreter der Bediensteten. Für die Wahl­

berechtigung und die Wählbarkeit gelten § 9 und § 10 

Abs. 1 und 2 des Landespersonalvertretungsgesetzes ent­

sprechend. Auf die sechsmonatige Zugehörigkeit zur 

Sparkasse wird die Zeit angerechnet, während der der 

Bedienstete bei einer anderen Spal'kasse, deren Rechts­

nachfolgerin die Sparkasse ist, oder bei einer Zweigstelle, 

die von der Sparkasse übernommen worden ist, beschäf­

tigt war, Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des 

Vorstands sind nicht wählbar. 

(2) Zur Wahl dflr Vertreter der Bediensteten können die 

Wahlberechtigten Wahlvorschläge machen. Ein Wahlvor­

schlag darf höchstens doppelt so viele Bewerber enthalten, 

wie Vertreter zu wählen sind. Jeder Bewerber kann nur 

in einem Wahlvorschlag aufgeführt werden; ist sein Name 

in mehreren Wahlvorschlägen enthalten, so hat er vor der 

Wahl dem Wahlvorstand zu erklären, für welchen Wahl­

vorschlag er sich bewerben will. JederWahlvorschlag muß. 

von mindestens einem Zehntel der Wahlberecbtigten, je-­

doch mindestens von drei Wahlberechtigten unterzeichnet 

sein. In jedem Fall genügt die Unterzeichnung durch 50 

Wahlberechtigte. 

(3) Die Wahlvorschläge sollen zusammen mindestens 

doppelt so viele Bewerber enthalten, wie. Vertreter der 

Bediensteten zu wählen sind. Enthalten .sie weniger Be-' 

werber, so wird eine Nachfrist zur Einreichung weiterer. 

und zur Ergänzung der eingereichten Wahlvorschläge ge­

setzt; Absatz 2 gilt entsprechend. 

(4) Die Wahl wird nach den Grundsätzen der Verhält­

niswahl durchgeführt. Jeder Wahlberechtigte hat so viel 

Stimmen, wie. Vertreter der Bediensteten zu wählen sind; 

er kann Bewerber aus anderen Wahlvorschlägen über~ 

nehmen und einern Bewerber bis zu drei Stimmen geben. 

Die nicht gewählten Bewerber sind in der Reihenfolge 

der von ihnen erreichten· Stimrnenzahl Ersatzleute für 

die Mitglieder ihres Wahlvorschlags. Wird nur ein gülti­

ger oder kein Wahlvorschlag eingereicht, so findet Mehr­

heitswahl ohne Bindung an die vorgeschlagenen Bewer­

ber statt. Bei Mehrheitswahl sind die nicht gewählten Be­

werber in der Reihenfolge der von ihnen erreichten Stirn­

menzahlen Ersatzleute. Bei Stimmengleichheit entscheidet 

das Los. 

(5) Für die Wahl gelten die §§ 21 und 22 des Landes­

personalvertretungsgesetzes entsprechend. 

(6) Die Ersatzleute sind Stellvertreter der Vertreter der 

Bediensteten. Bei Verhältniswahl sind die Ersatzleute 

Stellvertreter der Mitglieder ihres Wahlvorschlags in der 

Reihenfolge der Stimmenzahlen, die der Reiheufolge der 

Stimmenzahlen dieser Mitglieder entspricht. Bei Mehr­

heitswahl sind die Ersatzleute Stellvertreter der Vertreter 

der Bediensteten in der Reihenfolge der Stimmenzahlen, 

die der Reihenfolge der Stimmenzahlen der Vertreter der 

Bediensteten entspricht. Bei Stimmengleichheit entschei­

det das Los. 

(1) § 14 Abs .. 3 und 5 gilt entsprechend. 

§ 16 

Hindenmgsgründe 

(1) Dem Verwaltungsrat dürfen nicht angehören 

1. Bedienstete der Sparkasse, ausgenommen Vertreter der 

Bediensteten im Sinne VOn § 15, 

2. leitende Beamte und leitende Angestellte der Rechts­

aufsichtsbehörde, der oberen Rechtsaufsichtsbehörde 

und der obersten Rechtsaufsichtsbehörde, 

3. Bedienstete der Steuerverwaltung nnd der Postverwal­

tung, 

4. Inhaber, persönlich haftende Gesellschafter, Kom­

manditisten, Vorstands":,' Verwaltungsrats- und Auf­

sichtsratsmitglieder, Leiter" Angestellte und Arbeiter 

nicht öffentlich-rechtlicher Kreditinstitute und deren. 

~usammenschlüsse; dies gilt nicht. für Aufsichtsrats­

mitglieder von Kreditinstituten, .an denen die Spar­

kasse, die Girozentrale oder die Bausparkasse beteiligt 

ist, 

5. Personen, über deren Vermögen in den letzten zehn 

Jahren das Konkurs- oder Vergleichl;-verfabren eröff­

net oder mangels Masse nicht eröffnet worden ist oder 

die in dieser Zeit den OffenbarungseId geleistet oder 

eine eidesstattliche Versicherung nach § 807 der Zivil­

prozeßordnung abgegeben haben. 
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(2) Der VerwaltungsraLstellt, nach regelmäßigen Neu­

bestellungen vor der Einberufung der ersten Sitzung des 

neuen Yerwaltungsrats fest, ob ein Hinderungsgmnd nach 

Absatz 1 gegeben ist. 

§17 

Ausscheiden, Ergänzung 

(1) Aus dem Verwaltungsrat s~eiden die Mitglieder aus, 

die aus dem Hauptorgan des Gewährträgers auss,cheiden, 

die Wählbarkeit (§ 14 Abs. 4, § 15. Abs. 1) verlieren oder 

in deren Person ei~ HindenJJ;lgsgrund (§ 16 Abs. 1) im 

Lauf der Amtszeit entsteht. Der Verwaltpngsrat stellt 

fest l ob ein~ dieser Voraussetzungen gegebeqist. Ergibt 

siel) nilchträglich, daß ein in den Verwaltungsrat Gewähl­

ter im Zeitpunkt der Beste~lung J,licht wählbar war~ so 

wird dies vq~ Verwaltungsrat festg~stpllt. Satz 1 fi~det 

keine Anwendung, ",:enn d,as ~itglied ausscheiden würde, 

weil es wegen des Ablaufs der Amtszeit aus dem Haupt­

organ des Gewälirträgers ausscheidet, sofimles sofort' 

wieder in das Hauptorgan des Gewährträgers gewählt 

wird. 
t' 

(2) Tritt ein Gewählter nicht in den Verwaltungsrat ein, 

scheidet er im Lauf der Amtszeit aus oder wird festgestellt, 
• I" ' 

daß er nicht wählbar war, so rtickt der Bewerber nach, 

der als nächster Ersatzmann festgestellt worden ist. Ist 

die Zahl der weiteren' Mitglieder des Verwaltungsrilts 

oder der Vertreter der Bediensteteri auf weniger 'als zwei 

Drittel der satzungsmäßigen Zahl herabgesunken, so müs-' 

sen Nachfolg~r für den Rest der Amtszeit: bestellt oder 

ge&ählt werderi; § 14 Abs. 1 und § ls'Abs. 1 bis S gehen 

en'tsprechend. 
, , 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Stell-

ve~treter der weiteren Mitglieder. Ab'satz 1 gilt entspre~ 
chend für die Stellvertreter der Vertreter der Bedien-

steten. ' 
t 

§ 18,' ,," 

, Rechtsstellufig der Mitglieder 'des Verwaltungsrats 

(1) Die weiteren Mitglieder des Verwaltungstats und' die 

Vertreter der Bediensteten sihd' ehrenamtlich tätig: Sie 

haben ihre Tätigkeit uneigennützig und verantwortungs" 

bewußt auszuüben und die Ihteressen der Sparkasse mit 

der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns wahriuneh­

men. Der Vorsitzende des Verwaltungsrats 'v~rpftichtet 
sie in der ersten Sitzung auf die gewissenhafte!Etfüllung 

ihrer Pflichten; Im übrigen ,gilt, § ,32 Abs. 3 und 4 der 

Gemeindeordnung entsprechend,. " i' 

(2) Absatz 1 gilt für den Vorsitzenden, der Verbands­

vorsitzender eines Zweckverbands ist, für den nach § 13 

Abs: 2 ,gewählten Vorsitzenden und den Vorsitzenden, 

der nach § 8 Abs. 8 Satz 2 oder 4 zum Vorsitzenden der 

Versammlung der Gewährträger bestellt worden ist, ent-' 

sprechend. Er wird durch das an Lebensjahren älteste 

Mitglied des Verwaltungsrats verpflichtet. 

(3) Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder des Verwaltungs­

rats sind nach außen zu~ Verschwiegenheit über den Ge­

schäftsverkehr der Sparkasse und die Verhältnisse ihrer 

Kunden verpflichtet. Dies gilt auch für sortstige Angele­

genheiten der Sparkasse, deren Geheimhaltung vom Vor-
, , 

sitzenden des Verwaltungsrats angeordnet ist. Die Ver~' 

pflichtung zur Verschwiegenheit bleibt auch nach dem 

Ausscheiden bestehen. , 

(4) § 17 Abs. 3 und § 18 der Gemeindeordnung gelten 

für die Mitglieder des Verwaltungsrats entsprechend. 

(5) AUf A'ntrag des Verwaltungsrats können ehrenamt­

lich tätige Mitglieder, die gegen ihre Pflichten verstoßen, 
" ,. : 

durch die Rechtsaufsichtsbehörde aus dem Verwaltungs-
J',; • 

rat ausgeschlossen werden. 

(i) ,§ 89 ,des Landesbeamtengesetzes gilt für die ehren­

a~tlich t~tigen Mitglieder des Verwaltungsrats entsprer 

chenq mit der ~aßgabe, daß die Verpflichtung zum Scha­

dllnsl(rsatz nur insowe~t besteht, als ihnen Vorsatz oder 

grqbe ,Fahrlässigkeit zur Last fällt. 

(7) Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten eine 

Aufwandsentschädigung; andere Zuwendungen dürfen 

nicht gewährt werden. 

(8) Die Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen am Über­

schuß nicht beteiligt werden. Bei Geschäften mit der 

Sparkasse dürfen Vergünstigungen nur wegen der Zuge­

hörigkeit zum Verwaltungsrat nicht eingeräumt werden. 

(9) Die Absätze 1 und 3 bis 8 gelten für die Stellvertreter 
, , 

der weiteren Mitglieder des Verwaltungsrats und der Ver-

treter de~ Bediensteten entspreChend. 

§ 19 

Beschlußfussung, Ausführung der Beschlüsse 

(1) ,Für den Verwaltungsrat gelten § 37 und § 43 Abs. 2 

der, Gerv.eit;ldeordnung entsprechend mit der Maßgabe, 

daß an di~ Stelle des BÜ,rgermeistersder Vorsitzende des 

Verwaltungsrats tritt. 

(2) Die Sitzungenl des' Verwaltungsrats 'sind nicht öffent­

lich,l , 
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(3) Der Vorstand führt die Beschlüsse aus. Beschlüsse 

über Angelegenheiten der Mitglieder und der stellver­

tretenden Mitglieder des Vorstands führt der Vorsitzende 

des Verwaltungsrats aus; insoweit vertritt er die Spar­

kasse. 

2. KreditaussdIuß 

§ 20 

Aufgaben, Beschlußfassung 

(1) Der Kreditausschuß beschließt über die Kreditangele­

genheiten, für die er nach der Satzung zuständig ist oder 

die ihm vom Vorstand vorgelegt werden. 

(2) § 19 gilt entsprechend. 

§ 21 

Zusammensetzung 

(1) Der Kreditausschuß besteht aus dem Vorsitzenden 

des Verwaltungsrats als Vorsitzendem, weiteren Mitglie­

dern, deren Zahl der Zahl der Vorstandsmitglieder ent­

spricht, und den Mitgliedern des Vorstands. Für jedes 

weitere Mitglied wird ein Stellvertreter bestellt. 

(2) Die weiteren Mitglieder des Kreditausschusses und 

ihre Stellvertreter werden vom Verwaltungsrat aus sei­

ner Mitte für die Dauer ihrer Amtszeit im Verwaltungs­

rat bestellt. Sie können abberufen werden. Scheidet ein 

weiteres Mitglied oder ein Stellvertreter aus, so wird 

ein Nachfolger bestellt. Vertreter der Bediensteten kön­

nen nicht zu Mitgliedern und Stellvertretern von Mitglie­

dern des Kreditausschusses bestellt werden. 

3. Vorstand 

§22 

Aufgaben 

(1) Der Vorstand vertritt die Sparkasse und führt ihre 

Geschäfte. Er ist für alle Angelegenheiten zuständig, 

die nicht nach diesem Gesetz oder auf Grund dieses 

Gesetzes anderen Organen zugewiesen sind. Der Vor­

stand kann Kreditangelegenheiten dem Kreditausschuß 

vorlegen. 

(2) Der Vorstand kann Mitglieder des Vorstands und 

andere Bedienstete mit seiner Vertretung auf bestimmten 

Aufgabengebieten oder in einzelnen Angelegenheiten be­

auftragen. Das Nähere bestimmt die Satzung. 

(3) Urkunden, die vom Vorstand oder von den mit 

seiner Vertretung beauftragten Personen ausgestellt und 

mit dem Siegel versehen sind, gelten als Urkunden öffent­

licher Behörden. 

(4) Der Vorstand kann in einzelnen Angelegenheiten 

rechtsgeschäftliche Vollmacht erteilen. 

§ 23 

Zusammensetzung, Allgemeines 

(1) Der Vorstand besteht aus mehreren Mitgliedern. 

Daneben können stellvertretende, vertretungsberechtigte 

Mitglieder bestellt werden; das Nähere, insbesondere die 

Aufgaben und Befugnisse der stellvertretenden Mitglie­

der, bestimmt die Satzung. Die Bestellung der stellver­

tretenden Mitglieder kann jederzeit widerrufen werden. 

Beschlüsse des Verwaltungsrats über die Anstellung und 

über die Entlassung der Mitglieder des Vorstands und 

ihrer Stellvertreter bedürfen der Mehrheit der Stimmen 

der Mitglieder des Verwaltungs rats. 

(2) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder 

des, Vorstands müssen persönlich und fachlich geeignet 

sein. Personen, die nach § 16 Abs. 1 Nr. 4 und 5 dem 

Verwaltungsrat nicht angehören dürfen, können nicht 

zu Mitgliedern oder stellvertretenden Mitgliedern des 

Vorstands bestellt werden. 

(3) Die Mitglieder des Vorstands werden auf sechs Jahre 

privat rechtlich angestellt; der Dienstvertrag kann bestim­

men, daß das Dienstverhältnis mit Ablauf des Monats 

endet, in dem das Mitglied des Vorstands das fünfund­

sechzigste Lebensjahr vollendet. Die beabsichtigte Be­

stellung von Mitgliedern und stellvertretenden Mitglie­

dern des Vorstands ist der Rechtsaufsichtsbehörde anzu­

zeigen. Diese kann innerhalb eines Monats nach Eingang 

der Anzeige der beabsichtigten Bestellung widerspre­

chen, wenn sie nach Absatz 2 Satz 1 nicht zulässig ist; 

wenn sie nach Absatz 2 Satz 2 nicht zulässig ist, muß 

die Rechtsaufsichtsbehörde widersprechen. Im Falle des 

Widerspruchs unterbleibt die Bestellung. 

(4) Der Verwaltungsrat bestellt das geschäftsleitende Mit­

glied und dessen Stellvertreter. Das geschäftsleitende 

Mitglied verteilt die Geschäfte im Rahmen der vom Ver­

waltungsrat erlassenen Geschäftsanweisung. Die Ge­

schäftsanweisung kann bestimmen, daß der Vorstand 

auch dann beschlußfähig ist, wenn mindestens zwei Drit­

tel der Mitglieder anwesend sind. 

(5) Im Falle ihrer Verhinderung werden die Mitglieder 

des Vorstands, soweit sie nicht durch stellvertretende 

Mitglieder vertreten werden, durch Bedienstete vertreten, 



Nr.lO Gesetzblatt vom 16. Mai 1975 277 

die vom Verwaltungsrat mit der Mehrheit der Stimmen 

seiner Mitglieder bestellt werden. 

(6) § 17 Abs. 3 und § 18 der Gemeindeordnung gelten 

für die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder 

des Vorstands entsprechend. 

4. Bedienstete 

§24 

Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder des 

Vorstands sowie die bei der Sparkasse beschäftigten An­

gestellten und Arbeiter sind Bedienstete der Sparkasse. 

3. Abschnitt 

Wirtschaftsführung der Sparkasse 

§ 25 

Wirtschaftlichkeitsgrundsatz 

Die Geschäfte und die Verwaltung der Sparkasse sind 

unter Beachtung ihrer gemeinnützigen Zielsetzung wirt­

schaftlich und sparsam zu führen. 

§ 26 

Geschäftsjahr 

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 27 

Voranschlag der Geschäftskosten 

Der Vorstand legt dem Verwaltungsrat zu Beginn des 

Geschäftsjahres einen Voranschlag der Geschäftskosten 

mit Stellenplan vor. Der Verwaltungsrat stent den Vor­

anschlag fest. 

§28 

lahresabschluß, Geschäftsbericht 

(1) Der Vorstand legt dem Verwaltungsrat unverzüglich 

nach Ablauf des Geschäftsjahres eine Bilanz mit Gewinn­

und Verlustrechnung (Jahresabschluß) und einen Ge­

schäftsbericht vor. 

(2) Der Jahresabschluß und der Geschäftsbericht der 

Sparkasse unterliegen der Prüfung durch die Rechts­

aufsichf.sbehörde (Aufsichtsprüfung). Sie bedient sich da­

bei der Prüfungseinrichtung des Sparkassen- und Giro­

verbands; diese ist insoweit an Weisungen der Rechtsauf­

sichtsbehörde gebunden. Die Rechtsaufsichtsbehörde 

kann mit der Prüfung des Jahresabschlusses im Einzel­

fall öffentlich bestellte Wirtschaftsprüfer beauftragen und 

weitere Sachverständige zuziehen. Die Kosten der Prü­

fung trägt die Sparkasse. 

(3) Nach Abschluß der Aufsichtsprüfung steUt der Ver­

waltungsrat den Jahresabschluß fest. Der festgestellte 

Jahresabschluß wird veröffentlicht. Der Verwaltungsrat 

beschließt über die Entlastung des Vorstands. Die Ent­

lastung ist nur zulässig, wenn die Rechtsaufsichtsbehörde 

bestätigt hat, daß die Aufsichtsprüfung keine erheblichen 

Verstöße ergeben hat oder daß alle wesentlichen An­

stände erledigt sind. Der mit dem Prüfungsvermerk ver­

sehene Jahresabschluß und der Geschäftsbericht werden 

mit der Stellungnahme der Rechtsaufsichtsbehörde dem 

Gewährträger, bei Sparkassen mit mehreren Gewähr­

trägem der Versammlung der Gewährträger, vorgelegt. 

§ 29 

Oberschuß 

(1) Überschuß ist der nach Deckung der Betriebsaufwen­

dungen verbleibende Teil der Erträge. Als Betriebsauf­

wendungen gelten auch Freigebigkeitsleistungen in dem 

durch die Satzung bestimmten Rahmen und Vorwegzu­

führungen zur Sicherheitsrücklage bis zur Hälfte des ohne 

deren Berücksichtigung entstehenden überschusses. 

(2) Der Überschuß ist voll der Sicherbeitsrücklage zu­

zuführen, bis diese 5 vom Hundert der Einlagen, der 

Gegenwerte der ausgegebenen Sparkassenbriefe und 

Sparkassenobligatlonen, der aufgenommenen Gelder und 

der aufgenommenen langfristigen Darlehen (fremde Mit· 

tel) erreicht. Erreicht die Sicherbeitsrücklage 5 vom Hun­

dert, aber nicht 7,5 vom Hundert der fremden Mittel, 

so sind ihr 75 vom Hundert, erreicht sie 7,5 vom Hun­

dert, aber nicht 10 vom Hundert der fremden Mittel, 

80 sind ihr 50 vom Hundert des Oberschusses zuzuführen. 

Maßgebend sind die fremden Mittel und die Sicherheits­

rücklage zum Bilanzstichtag. 

(3) Der Überschuß ist voll der Sicherheitsrücklage zu­

zuführen, solange und soweit die dauernden Anlagen 

der Sparkasse in Grundstücken, Gebäuden, Schiffen und 

Beteiligungen die Rücklagen übersteigen. 

(4) Hat der Gewäbrträger eine Unterbilanz ausgeglichen, 

so ist der Überschuß zunächst zur Rückgewähr seiner 

Leistungen zu verwenden, soweit er nicht nach Absatz 2 

Satz 1 oder Absatz 3 der Sicherheitsrücklage zuzuführen 

ist. 

(5) Bei Sparkassen mit einem Gewährträger wird der 

Überschuß, soweit er nicht nach den Absätzen 2 bis 4 zu 

verwenden ist, an den Gewährträger abgeführt, der ihn 
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im Benehmen mit der Sparkasse für öffentliche, im Sinne 

des Steuerrechts gemeinnützige Zwecke verwendet.' Mit 

Zustimmung des Gewährträgers kanp dieser Teil, ge~ 

Überschusses von der Sparkasse selbst für die in S\ltz 1 

genannten Zwecke verwendet oder einer Rücld,age, ~u~ 

geführt werden. 

(6) Bei Sparkassen mit mehreren Gewährträgem 'wird 

der ÜberscllUß, soweit er nicht nach den Absätzen '2 bis 4 

zu verwenden ist, nach dem in der Satzung bestimmten 

Verhältnis an die Gewährträger abgefÜhrt,; die ihn, im 

Benehmen mit der Sparkasse für öffentliche;' im Sinne 

des Steuerrechts gemeinnützige Zwecke verWenden. Mit 

Zustimmung der Versammlung der Gewährträger kanii 

dieser Teil desÜbeischusses von der Sparkasse selbst für 

die in Satz 1 genannten Zwecke verwendet oder einer 

Rücklage zugeführt werden. 

§ 30 
' 1 , 1 \ 1 ' ,! {,: 

Zustimmungspf/ichtige Geschäfte, 

Der Zustimmung der Rechtsaufsichtsbehörde bedürfen ' 

1. die Anlage verfügbarer Gelder bei Kreditinstituten des 

privaten' Rechts und 

2. die Beteiligun'gen an Unternehmen des privaten Rechts: 

4. Abschnitt 

KraftloserkJärung von Sparkassenbüchern 

§ 31 

(1) Ist ein Sparkassenbuch oder eine andere von der 

Sparkasse ausgestellte, Urk~de"im Sinne von § 808 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches abh~nden gekommep. o~er 

vernichtet, s~ kann der Vorstaml auf Antrag dess~n, der 
i ' , :,' i,l' , 

das Recht daraus geltend machen kann, die Urkunde 

für kraftlos erklären oder de~ Antrag~tell~r' auf das 
"I 

gerichtliche Aufgebotsverfahren verweisen. 

(2) Für die Kraftloserklärung dllrch den Vorstand, gilt: 

1. Der Antragsteller hat den Verlust der Urkund~ unH 

die Tatsachen, aus demm er, sdne, B,erechtigung. he~: 

leHet, glaubhaft zu machen. Zur. Glaubhaftmachung 
, •• ! I 

können auch eidesstattliche Vers~cherungen gegeJ,lüber 

dem Vorstand abgegeben werden. 

2. Der Vors~and ordnet die Sperre des, Guthabens an 

und erläßt ein Aufgebot. 

3. Das Aufgebot p.at zu enthalten: 

a) Die Bezeichnung der Urkunde durch Angabe ihrer 

Nummer oder der Kontonummer und 

b) die Aufforderung an den Inhaber der Urkunde, 

binnen drei Monaten seine Rechte unter Vorlage 

de~ Urkunde anzumelden, da andernfalls die Ur­

, kunde für kraftlos erkl~rt werden würde. 

4. Das Aufgebot ist zwei Wochen im Kassenraum der 

Sparkasse auszuhängen. 

5. Meldet der Inhaber der Urkunde seine Rechte unter 

Vorlegung der Urkund~ an, so hat der Vorstand den 

Antragsteller hiervon u'nter Benennung des Inhabers 
, ') ,:, ,,', '., 

"'zu benachrichtigen. Die Sparkasse darf das Spargut-

haben erst auszahlen;' wenn sich die Beteiligten ge­

einigt haben oder wen:n eine vollstreckbare Entschei­

dung über die Verfügungsberechtigung vorliegt. 

6. Wird die Urkunde inch.t vorgelegt, so ist sie durch 

Beschluß des Vorstands für kraftlos zu erklären. Der 

Beschluß ist zwei Wochl\!n im Kassenraum der Spar­

kasse auszuhängen. 

7. Der Beschluß des Vo~~tands, durch den die Urkunde 

für kraftlos erklärt wird, kann nur durch Klage nach 

'§ 957 Abs. 2 und' § ,958 der Zivilprozeßordnung, die 

entsprechend gelten, angefochten werden. 

8. Das Aufgebotsverfahren ist gebührenfrei. Die baren 

Auslagen hat der Antragsteller zu tragen. 

(3) Auf das Verfahren nach Absatz 1 und 2 findet § 22 

Abs. 2 Anwendung. 
, 1 

ZWEITER TEIL 

WÜl'ttemIlel'gisehe La'ndess)larkasse 

§ 32 

(1) Die w'ü~ttembergische Landessparkasse ist eine rechts­

fähige 'Anst~It des öffentlichen Rechts. Für ~ie gelten § 3 

Abs. 1 Satz 1 und 3 und Absatz 4, § 9, § 2'2 Abs 3 und 

§§ 25 und 31 entsprechend. Geschäftsbereich der Würt­

tembergischen Landessparkasse 'ist das ehemalige Land 

Wiirttemberg. Für die Errichtung einer Zweigstelle außer­

halb des geschäftsbereichs gilt § 2 Abs. 2 entsprechend. 
d j 

(2) Irt ,übrigen, ,~!!~eln i die Grundbestimmungen die 

Rechtsverhältnisse der Württembergischen Landesspar-

kasse .. Das, dem Verwaltungsrat der Sparkasse entspre­

chende Organ J:ies~eht zu einem Drittel aus Vertretern der 

B~dien'steten der 'iandessparkasse; § 15 Abs. 1 .bis 5 gilt 

entspr~chend. Änderungen der Grundbestimmunge~ be­

dürf~n' d~~ Zusti~mu~g'd~s Innenministeriums. 
1;1, 

§ 33 

(1) Werden die Württemoergische Landessparkasse und 

die Girokasse öffentliche ·Bank und Sparkasse Stuttgart 
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vereinigt, so ist auch die vereinigte Sparkasse eine rechts­

fähige Anstalt des öffentlichen Rechts. Träger der An­

stalt sind das Land Baden-Württemberg und die Stadt 

Stuttgart. Für die vereinigte Sparkasse gelten § 3 Abs. 1 

Satz 1 und 3 und Absatz 4, § 5 Satz 1 und 3, § 6, § 7, § 9, 

§ 22 Abs. 3, §§ 25 bis 28, § 29 Abs. 1 bis 3 und §§ 30 

und 31 entsprechend. An die Stelle des Hauptorgans des 

Gewährträgers, des Verwaltungsrats und des Vorstands 

tritt jeweils das nach den Grundbestimmungen zustän­

dige Organ. 

(2) Geschäftsbereich der vereinigten Sparkasse ist die 

Region Mittlerer Neckar. Für die Errichtung einer Zweig­

stelle außerhalb des Geschäftsbereichs gilt § 2 Abs. 2 

entsprechend. 

(3) Im übrigen regeln die' Grundbestimmungen die 

Rechtsverhältnisse der vereinigten Sparkasse. Das dem 

Verwaltungsrat der Sparkasse entsprechende Organ be­

steht zu einem Drittel aus Vertretern der Bediensteten 

der vereinigten Sparkasse; § 15 Abs. 1 bis 5 gilt entspre~ 

chend. 

DlU1TE.R TEIL 

Verbände und Einrichtungen 

1. Abschnitt 

Sparkassen- und Giroverbände 

§ 34 

Rechtsnatur, Satzung 

(1) Der Badische Sparkassen- und Giroverband und der 

Württembergische Sparkassen- und Giroverband (Spar­

kassen- und Giroverbände) sind Körperschaften des 

öffentlichen Rechts. § 9 gilt entsprechend. Die Satzung 

regelt die RechtsverhältniSl!e des Sparkassen- und Giro­

verbands. Änderungen der Satzung bedürfen der Zu­

stimmung der Rechtsaufsichtsbehörde. 

(2) Der Badische Sparkassen- und Giroverband und der 

WUrttembergische Sparkassen- und Giroverbandkönnen 

sich zu einem Sparkassen~ und Giroverband vereinigen. 

§ 3 gilt entsprechend; über die Verei.:ugung beschließen 

die Verbandsversammlungen. 

§ 35 

Aufgaben 

(1) nie Sparkassen- und Giroverbände fördern das Spar­

kassenwesen. Sie beraten die Rechtsaufsichtsbehörden der 

Sparkassen. 

(2) Die Sparkassen- und Giroverbände unterhalten Prü­

fungseinrichtungen. Diese sind hinsichtlich der Aufsichts­

prüfungen und der ihnen von den Rechtsaufsichtsbehör­

den übertragenen Prüfungen nicht an Weisungen der 

Verbandsorgane gebunden. Die Bestellung und die Ab­

berufung des Leiters der Prüfungseinrichtung und seines 

Stellvertreters bedürlen der Zustimmung der Rechtsauf­

sü;htsbehi;irde. 

(3) Die' Sparkassen- und Giroverbände unterhalten die 

für die Ausbildung und Fortbildung der Bediensteten der 

Sparkassen erforderUchen Einrichtungen oder beteiligen 

sich an solchen. 

§ 36 

Mitgliedschaft 

(1). Die Sparkassen in ~en Regierungsbezirken Nord­

baden und Südbaden sind Mitglieder des Badischen 

Sparkassen- und Giroverbands. Die Sparkassen in den 

Regierungsbezirken Nordwürttemberg und Südwürttem­

berg-Hohenzollern sowie die Württembergische Landes­

sparkasse sind Mitglieder des Württembergischen Spar­

kassen- und Giroverbands. 

(2) Die Gewährträger der Sparkassen in den Regierungs­

bezirken Nordwürttemberg und Südwürttemberg-Hohen­

zollern sind Mitglieder des Württem bergischen Sparkas­

sen- und Giroverbands. 

(3) Für die Mitgliedschaft sind die Grenzen der Regie­

rungsbe~irke bei Inkrafttreten des Sparkassengesetzes a~ 

8. Januar 1968 maßgebend. Im Falle der Vereinigung von 

Sparkassen, die Mitglieder verschiedener Sparkassen- und 

Giroverbände sind, bestimmt die Satzung der Sparkasse! 

welchem Sparkassen- und Giroverband sie angehört, so­

fern sie wegen der Begründung mehrerer Sitze Mitglied 

beider Sparkassen- und GiroverbäDde wäre. 

(4) Nach einer Vereinigung der Sparkassen- und Giro­

verbände sind die Sparkassen und die Württembergische 

Landessparkasse MitgUeder des vereinigten Sparkassen­

und Giroverbands. 

§ 37 

Organe 

(1) Organe des Sparkassen- und Giroverbands sind die 

Verbandsversamrnlung, der Verbandsvorstand und der 

Verbandsvorsteher. Der Verbandsvorsteher vertritt den 

Sparkassen- und Giroverband. 
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(2) Der Verbandsvorsteher wird auf acht Jahre privat­

rechtlich angestellt. Der Dienstvertrag kann bestimmen, 

daß das Dienstverhältnis mit Ablauf des Monats endet, 

in dem der Verbandsvorsteher das fünfundsechzigste Le­

bensjahr vollendet. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, daß an die Stelle des 

Verbandsvorstehers ein aus mehreren Mitgliedern be­

stehender Verbandsvorstand tritt; Absatz 2 gilt entspre­

chend. In diesem Falle tritt ein Verwaltungsrat an die 

Stelle des Verbandsvorstands im Sinne von Absatz 1. 

Der Verwaltungsrat bestimmt das geschäftsleitende Mit­

glied des Verbandsvorstands und dessen Stellvertreter. 

§ 38 

Prüfung 

Der Jahresabschluß des Sparkassen- und Giroverbands 

wird durch Abschlußpriifer geprüft, deren Bestellung der 

Zustimmung der Rechtsaufsichtsbehörde bedarf. 

2. Abschnitt 

Girozentralen, Bausparkassen, Versicherungs­

anstalt 

§ 39 

Rechtsnatur, Satzung 

(1) Die Badische Kommunale Landesbank - Girozen­

trale - und die Württembergische Landeskommunal­

bank - Girozentrale - (Girozentralen), 

die Badische Landesbausparkasse und die Öffentliche 

Bausparkasse Württemberg (Bausparkassen) sowie 

die Öffentliche Versicherungsanstalt der Badischen Spar­

kassen (Versicherungsanstalt) 

sind rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts. Die 

§§ 3, 5, 9 und 31 gelten für die Girozentralen und die 

Bausparkassen entsprechend. Die Auflösung der Ver­

sicherungsanstalt bedarf der Zustimmung des Sparkassen­

und Giroverbands und der Genehmigung des Innenmini­

steriums. 

(2) Die Satzung regelt die Rechtsverhältnisse der Giro­

zentrale, der Bausparkasse und der Versicherungsanstalt. 

Änderungen der Satzung bedürfen der Zustimmung des 

Sparkassen- und Giroverbands und der Rechtsaufsichts­

behörde. Bei der Versicherungsanstalt erteilt die Rechts­

aufsichtsbehörde die Zustimmung im Einvernehmen mit 

dem Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Ver­

kehr. 

(3) Die Versicherungsanstalt kann nach § 385 ades Ak­

tiengesetzes in eine Aktiengesellschaft umgewandelt wer­

den. Die Umwandlung bedarf der Zustimmung des Spar­

kassen- und Giroverbands und der Genehmigung des 

Innenministeriums. 

(4) Der Badische Sparkassen- und Giroverband kann für 

andere Versicherungszweige als die Lebensversicherung 

eine weitere Versicherungsanstalt (Sachversicherungsan­

stalt) als rechstfähige Anstalt des öffentlichen Rechts er­

richten. Die Errichtung dieser Versicherungsanstalt bedarf 

der Genehmigung des Innenministeriums. Für die Sach­

versicherungsanstalt gelten Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 

und 3 entsprechend. 

§ 40 

Aufgaben 

(1) Die Girozentralen sind die zentralen Kreditinstitute 

der Sparkassen und Verrechnungsstellen für den bargeld­

losen Zahlungsverkehr. Sie pflegen insbesondere den 

Kommunalkredit sowie Gemeinschaftskredite mit den 

Sparkassen und können Pfandbriefe und Kommunal­

schuldverschreibungen ausgeben. Die Girozentralen be­

treiben unter Berücksichtigung der Belange der Sparkas­

sen die in der Satzung zugelassenen Geschäfte. 

(2) Die Bausparkassen pflegen das Bausparen und för­

dern den Wohnungsbau. Sie betreiben die in der Satzung 

zugelassenen Geschäfte. 

(3) Die Versicherungsanstalt pflegt das Sparen in der 

Form der Lebensversicherung. Sie betreibt die in der 

Satzung zugelassenen Geschäfte. 

(4) Die Sachversicherungsanstalt betreibt die in der Sat­

zung zugelassenen Geschäfte. 

§ 41 

Gewährträger 

(1) Der Sparkassen- und Giroverband haftet für die Ver­

bindlichkeiten der Girozentrale und der Bausparkasse als 

Gewährträger unbeschränkt. Die Gläubiger der Giro­

zentrale oder der Bausparkasse können den Gewährträger 

erst in Anspruch nehmen, wenn sie aus deren Vermögen 

nicht befriedigt worden sind. 

(2) Der Gewährträger stattet die Girozentrale und die 

Bausparkasse mit einem Stammkapital aus. Das Nähere 

regelt die Satzung des Gewährträgers; sie kann bestim­

men, daß die Sparkassen das Stammkapital unmittelbar 

aufbringen. 
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§ 42 

Organe 

(1) Organe der Girozentrale sind der Verwaltungsrat, der 

Kreditausschuß und der Vorstand. Organe der Bauspar­

kasse sind der Verwaltungsratund der Vorstand. 

(2) Vorsitzender des Verwaltungsrats der Girozentrale 

und der Bausparkasse ist derVerbandsvorsteher des Spar­

kassen- und Giroverbands. Im Falle des § 37 Abs. 3 

werden die Vorsitzenden vom Verwaltungsrat des Spar­

kassen- und Giroverbands aus der Mitte des Verbands­

vorstands bestellt. Für die weiteren Mitglieder des Ver­

waltungsrats und für die Vertreter der Bediensteten sowie 

ihre Stellvertreter gilt § 18 entsprechend. 

(3) Für den Verwaltungsrat der Girozentrale und der 

Bausparkasse gelten die §§ 11 und 19 entsprechend. 

Der Verwaltungsrat der Girozentrale und der Bauspar­

kasse sowie das dem Verwaltungsrat dieser Anstalten 

entsprechende Organ der Versicherungsanstalt und der 

Sachversicherungsanstalt besteht zu einem Drittel aus 

Vertretern der Bediensteten; § 15 Abs. 1 bis 5 gilt ent­

sprechend. Werden Stellvertreter der weiteren Mitglieder 

des Verwaltungsrats bestellt, gilt § 15 Abs. 6 entsprechend. 

(4) Für den Kreditausschuß der Girozentralegilt § 20 

entsprechend. Vertreter der Bediensteten können nicht 

zu Mitgliedern und Stellvertretern von Mitgliedern des 

Kreditausschusses bestellt werden. 

(5) Für den Vorstand der Girozentrale und der Bauspar­

kasse gelten die §§ 22 und 23 entsprechend. 

§ 43 

Kreditausschuß und Zuteilungsausschuß 

der Bausparkasse 

(1) Die Satzung der Bausparkasse kann einen Kredit­

ausschuß vorsehen. Vertreter der Bediensteten können 

nicht zu Mitgliedern und Stellvertretern von Mitgliedern 

des Kreditausschusses bestellt werden. § 20 gilt entspre­

chend. 

(2) Die Satzung der Bausparkasse kann einen Zuteilungs­

ausschuß vorsehen. Vertreter der Bediensteten können 

nicht zu Mitgliedern des Zuteilungsausschusses besteJlt 

werden. 

§44 

Wirtschaftsführung 

Für die Girozentralen und die Bausparkassen gelten die 

§§ 25 bis 27 entsprechend. 

§ 45 

Jahresabschluß, Geschäftsbericht 

(1) Der Vorstand der Girozentrale und der Bausparkasse 

legt dem Verwaltungsrat unverzüglich nach Ablauf des 

Geschäftsjahres eine Bilanz mit Gewinn- und Verlust­

rechnung (Jahresabschluß) und einen Geschäftsbericht 

vor. 

(2) Der Jahresabschluß und der Geschäftsbericht der 

Girozentrale und der Bausparkasse werden durch Ab­

schlußprüfer geprüft, deren Bestellung der Zustimmung 

der Rechtsaufsichtsbehörde bedarf. 

(3) Nach Abschluß der Prüfung stellt der Verwaltungsrat 

den Jahresabschluß fest. Der festgestellte Jahresabschluß 

wird veröffentlicht. Der Verwaltungsrat beschließt über 

die Entlastung des Vorstands. Die Entlastung ist nur zu­

lässig, wenn die Rechtsaufsichtsbehörde bestätigt hat, daß 

die Prüfung keine erheblichen Verstöße ergeben hat oder 

daß alle wesentlichen Anstände erledigt sind. Der mit 

dem PfÜfungsvermerk versehene Jahresabschluß und der 

Geschäftsbericht werden mit der Stellungnahme der 

Rechtsaufsichtsbehörde dem Gewährträger vorgelegt. 

§46 

Z ustimmungspflichtigi Geschäfte 

Beteiligungen der Girozentralen und der Bausparkassen 

an Unternehmen des privaten Rechts bedürfen der Zu­

stimmung der Rechtsaufsichtsbehörde. 

VIERTER TEIL 

Aufsieht 

§ 47 

Wesen und Inhalt der Aufsicht 

(1) Die Sparkassen, die Württembergische Landesspar­

kasse, die Sparkassen- und Giroverbände, die Girozentra­

len, die Bausparkassen, die Versichemngsanstalt und die 

Sachversicherungsanstalt unterstehen der Aufsicht des 

Landes. 

(2) Die Aufsicht beschränkt sich darauf, die Rechtmäßig­

keit von Geschäftsführung und Verwaltung sicherzustel­

len, soweit nicht die Zustimmung der Rechtsaufsichtsbe­

hörde vorgeschrieben ist. 

(3) Die Rechtsaufsichtsbehörde kann sich über die An­

gelegenheiten der Körperschaften und Anstalten unter­

richten, insbesondere Prüfungen und Besichtigungen 

durchführen, Berichte anfordern sowie Akten und Unter-
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lagen einsehen. Die Rechtsaufsichtsbehörde kann sich da­

bei der Prüfungseinrichtung des Sparkassen- und Giro­

verbands bedienen. 

(4) Die §§ 121 bis 124 der Gemeindeordnung gelten ent­

sprechend. 

§ 48 

Rec/usaufsichtsbehörden, ständiger Beauftragter 

(1) Rechtsaufsichtsbehörde und obere Rechtsaufsichts­

behörde der Sparkassen ist das Regierungspräsidium. 

Rechtsaufsichtsbehörde einer Sparkasse, deren Gewähr­

träger nur kreisangehörige Gemeinden sind, ist das Land­

ratsamt des Landkreises, in dem die Sparkasse ihren Sitz 

hat. Dies gilt nicht, wenn dieser Landkreis Gewährträger 

einer Sparkasse oder Mitglied eines Zweckverbandes ist, 

oder Gewährträger einer Sparkasse ist. Die Sätze 2 und 

3 gelten auch für Sparkassen, deren Gewährträger ein 

Zweckv~rband ist, dem nur kr~isang~hörige Gemeinden 

als Mitglieder angehören. Oberste Recbtsa,ufsichtsbehör­

de der Sp!l.fkassen, Recbt~aufsichtsbehörde, obere und 

oberste ~echtsaufsich~sbehörde, der Württembergischen 

Landessparkasse, der Sparkassen- und Giroverbände, der 

Girozentralen, der Bausparkassen, der Versicherungsan­

stalt und der Saebversicherungsanstalt ist das Innenmini­

sterium. Die' Facbaufsicht des Ministeriums für Wirt­

schaft, Mittelstand und Verkehr über die Versicherun~s­

anstalt und die Sachversicherungsanstalt bleibt ,unberührt. 

(2) Das Innenministerium kann für die Girozentralen, die 

Bausparkassen, die Versicherungsanstalt und die Sach­

versicherungsanstalt einen ständigen Beauftragten bestel­

len. Er ist in der Regel zu den Sitzungen des Verwal­

tungsrats einzuladen. Die l<psten des Beauftragten trägt 

die Anstalt. 

FÜNFTE)l TEIL 

tJbergangs- und Sehlußvol'sehriften 

§49 

Bisherige Geschiiftsleiter, Direktions- und 

Vorstandsmitglieder 

(nicht abgedruckt, früher § 51) 

§ 50 

Bisherige Verbandsvorsteher 

und Leiter von Prüfungseinrichtungen 

(nicht abgedruckt, früher § 52) 

§ 51 

Bürgschaft der Gemeinden, weiterer Gewähnräger 

(nicht abgedruckt, früher § 53) 

§ 52 

Anpassung der Satzungen 

(nicht abgedruckt, früher § 54) 

§ 53 

Durchführungsbestimmungen 

Das Innenministerium bestimmt durch Rechtsverordnung 

1. die Arten der Anlage der Mittel, welche die Satzungen 

der Sparkassen und die Grundbestimmungen der 

Wiirttembergischen Landessparkasse vorsehen können, 

sowie ,die hierbei und bei der übernahme von Bürg­

schaftrn und ähnlichen Verpflichtungen an die Sicher­

heiten zu steHenden Mindestanforderungen; dabei 

können Höchstbeträge für einzelne Anlagen und für 

Anll;lgearten bestimmt werden sowie bestimmte Be­

teiligungen, die keine erhebliche wirtschaftliche Bedeu-
, . . 

tung für die Spark~se haben, von der Zustimmungs­

pflicht nach § 30 Nr. 2 freigestellt werden, 

2., das Verfahren für die Wahl der Vertreter der Bedien­

steten nach § 15 (Wahlordnung); die Wahlordnung 

soll Vorschriften enthalten über 

a) die Bestellung eines Wahlvorstands, der aus wahl­

berechtigten' Bediensteten besteht, 

b) die Vorbereitung der Wahl, insbesondere über die 

Aufstellung der Wähierlisten und die Frist für 

deren Einsichtnahme und die Erhebung von Ein­

sprüchen, 

• c) "die Wahlvprschläge und die Frist für die Binrei­

chung sowie übeJj die Nachfrist nach § 15 Abs. 3 

Satz 2, 

d) das Wahlausschreiben und die Fristen für seine 

Bekanntmachung, 

e) Ilie Stimmabgabe, 

f) die Feststellung des Wahlergebnisses und die 

Fristen für seine Bekanntmachung und 

g) die Aufbewahrung der Wahlakten, 

3. die Gliederung des Jahresabschlusses und den Min­

destinhalt des Gescbäftsberichts, 

4. die Höchstsätze für die Aufwandsentschädigungen 

nach § 18 Abs. 7 und 9 und § 42 Abs. 2 und 
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5. die Höchstbeträge fUr die Vergütungen und die Auf­

wandsentschädigungen der privatrechtlich angestellten 

Mitglieder des Vorstands der Sparkassen; bei der Fest· 

setzung der Höchstbeträge sind die wirtschaftliche Be­

deutung der Sparkassen und ihre Stellung in der Kre­

ditwirtschaft unter Wahrung eines angemessenen Be· 

soldungsgefüges im öffentlichen Dienst zu berüCbich­

tigen; dabei können Sparkassen nach der Bilanz­

summe, der Summe der Kredite, der· Bedeutung des 

Dienstleistungsgeschäfts oder nach einer aus diesen 

Bewertungsmerkmalen gebildeten Bemessungsgruni:i­

lage in Gruppen zusammengefaßt werden. 

§ 54 

Außer Kraft tretende Vorschriften 

(1) Rechtsvorschriften, die diesem Gesetz entsprechen 

oder widersprechen, treten außere Kraft, insbesondere 

1. in den Regierungsbezirken Nordbaden und Südbaden 

a) das Sparkassengesetz vom 2. Februar 1940 (GVBl. 

S. 19), im Regierungsbezirk Nordbaden geändert 

durch Gesetz vom 16. November 1949 (Reg.Bl. 

S. 219), 

b) die Vollzugsverordnung zum Sparkassengesetz vom 

2. Februar 1940 (GVBI. S. 43), 

c) die Verordnung des Ministeriums des Innern, die 

Dienstsiegel der Sparkassen mit Gemeindeblirg­

schaft betreffend, vom 30. Juli 1902 (GVBI. S. 255) 

in der Fassung der Verordnung vom 11. Juni 1904 

(GVBI. S. 122), 

d) die Sparkassenrechnungsordnung vom 9, Juli 1924 

(GVBl. S .. 193), 

e) § 13 des Ausführungsgesetzes zum Zwangsverstei­

gerungsgesetz und zur Zivilprozeßordnung in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 13. Oktober 

1925 (GVBl. S. 281, 301), 

f) die Verordnung des Staatsministeriums 'über ii'ie 

Organisation und den Geschäftsbetrieb der Spar­

kassen und der Badischen Kommunalen L.andes­

bank - Girozentrale - vom 26. 'Oktober 1932' 

(GVBl. S. 259) in der Fassung des Art. II des 

Gesetzes vom 2. Fel?ruar 1940 (GVBl. S. 5), 

2. im Regierungsbezirk Südbaden 

,das Landesgesetz zur Behebung. der :greditnot bei den 

öffentlichen Sparkassen vom 23, November 1948 

(GVBI. 1949 S. 93), in' der Fassung ,des Gesetzes 

VOm 19. März 1952 (GVBl. S. 44), 

3. in den Regierungsbezirken Nordwürttemberg und 

Süd wlirttemberg -Hohenzollern 

a) das Sparkassengesetz vom 24. März 1932 (Reg.BI. 

S. 97) in der Fassung des Gesetzes vom 18. No­

vember 1957 (Ges.BI. S. 139), 

b) die Verordnung des Innenministeriums zum Voll­

zug des Sparkassengesetzes vom 5. Ma.i 1932 (Reg. 

BI. S. 149) in der Fassung deS § 2 der Verordnung 

des lnnenminister~' Uber die Prüfung bei den öffent­

lichen Sparkassen vom 9. März 1939 (Reg.BI. S. 37), 

c) Art. 286 des Ausführungsgesetzes zum Bürger­

lichen Gesetzbuch und zu anderen Reichs justiz­

gesetzen vom 29. Dezember 1931 (Reg.Bt. S. 545), 

d) Art. 12 des Gesetzes über die Landeseinteilung vom 

25. April 1938 (Reg.BI. S. 155), 

4. das Gesetz über die Öffentliche B~~parkasse Würt­

terylberg vom 16. Dezember '1954 (Ges.Bl. S. 177), 

5. die Verordnung, betreffend die Mitwirkung des Kom­

munallandtages und des Landesauss,chussesder~ohen­

zolleriscben Lande bei Verwaltu~g und ~eau~sichti­

gung der Spar- und Leihkasse vom 13. November 1882 
(GS: S. 371). .' , 

(2) Soweit in anderen Rechtsvorschriften auf Vorschrif­

ten oder Bezeichnungen verwiesen wird, die durch dieses 

Gesetz aufgehoben werden, treten an deren Stelle die ent­

sprechenden Vorschriften oder Bezeichnungen dieses 

Gesetzes, 

(3) Verwaltungsvorschriften, die zu den-in Absatz 1 ge­

nannten Vorschriften erlassen worden sind, gelten wei­

ter, soweit sie nicht in Widerspruch zu diesem Gesetz 

stehen. 

§55 

Bestehende Körperschaften und Anstalten 

(1) (nicht abgedruckt) 

(2) Die Namen der in den §§ 32, 34 und 39 Abs. 1 Satz 1 

genannten Körperschaften und Anstalten können durch 

die Satzung geändert werden. 

§ 56*) 

lnkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach der Verklindung 

in Kraft. 
, , 

.. Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der u~­
'sprulll;Uchen F!\Ssung vom 4. Juli 1967 (Ges.BtS.l04). 
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Verordnung der Landesregierung über 

Zuständiglieiten nach dem Gesetz 

über die förmliche Verpilichtung 

nichtbeamteter Personen (Verpflichtungsgeset'l) 

Vom 18. März 1975 

Auf Grund von § 1 Ab!!. 4 Nr. 2 des Gesetzes über die 

förmliche Verpflichtung nichtbeamteter Personen (Ver­

pfiichtungsgesetz) vom 2. März 1974 (BGBI. I s. 469/547) 

wird verordnet: 

§1 

Welche Stelle für die Verpflichtung nach § 1 des Ver­

pflichtungsgesetzes zuständig ist, bestimmt 

1. bei Bediensteten 

a) des Landes die jeweils für die Dienstaufsicht zu­

ständige oberste Landesbehörde, 

b) der Gemeinden, der Landkreise und der sonstigen 

unter der Aufsicht des Landes stehenden Körper­

schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 

Rechts die oberste Rechtsaufsichtsbehörde, 

2. in den übrigen Fällen 

a) im Geschäftsbereich der Behörden und Einrichtun­

gen des Landes die jeweils für die Fachaufsicht zu­

ständige oberste Landesbehörde, 

b) im Geschäftsbereich der Gemeinden, der Land­

kreise und der sonstigen unter der Aufsicht des 

Landes stehenden Körperschaften, Anstalten und 

Stiftungen des öffentlichen Rechts die oberste 

Rechtsaufsichtsbehörde. 

§2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 

in Kraft. 

STU'lTGART, den 18. März 1975 

Die Regierung des Landes Bllden-WUrttemberg: 

DR. FILBINGER 

DR.BENDER 

DR.BRÜNNER 

DR.HAHN 

GLHlCHAUF 

SCHIESS 

DR. EBERLl! 

GRIESINGER 

Verordnung deI' Landesregierung 

zur Ändel'ung der Vel'Ol'(lnung 

der Landesl'egierung über die Schulen 

zur Ausbildung von El'7jehern 

Vom 8. Apri11975 

Auf Grund von § 3 Abs. 2 des Privatschulgesetzes in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 14. Mai 1968 (Ges.Bl. 

S, 223), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Februar 

1975 (Ges.B1. S. 86) wird verordnet: 

§ 1 

§ 5 Abs.2 der Verordnung der Landesregierung über die 

Schulen zur Ausbildung von Erziehern vom 20. Novem­

ber 1969 (Ges.Bl. S. 283) erhält folgende Fassung: 

»In Ausnahmefällen können Schulen im Sinne des § 1 

für die Fachrichtung Jugend- und Heimerziehung im Ein­

vernehmen mit der zuständigen Schulaufsichtsbehörde 

Abweichungen von § 2 Buchstabe a zulassen.« 

§2 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 13. Dezember 

1974 in Kraft. 

STUTlGART, den 8. April 1975 

Die Regierung des Landes Baden -Württemberg: 

DR. FILBINGER 

DR. BENDER 

DR.BRÜNNER 

DR.HAIIN 

GLEICHAUF 

GRIESINGER 

SCHIESS 

DR.EBERLE 

DR.MoCKER 

Verordnung der Landesregierung 

über die Bestellung 

des Regieruugspräsidiums Stuttgart 

zur Enteignungsbehörde 

in dem Enteignllngsverfahren zum Bau 

einer S-Bahn Stuttgart, 1. Bauabsehnitt, 

von Stuttgart Rbf - BI Sehwabstraße 

mit einer Wendeanlage 

Vom 8. Apri11975 

Anf Grund von Art. 2 ,des württ. Zwangsenteignungsge­

setzes vom 20. Dezember 1888 (Reg.BI. S. 446) in der 

Fassung des Art. 209 des AGBGB vom 28. Juli 1899 

(Reg.BI. S. 423) und der Anderungsgesetze vom 18. Juli 

1933 (Reg.BI. S. 331) und vom 23. September 1939 

(Reg.BI. S. 124) wird verordnet: 

§ 1 

Enteignungsbehörde 

Im Enteignungsverfahren zum Bau einer S-Bahn Stutt­

gart, 1. Bauabschnitt von StuUgart Rbf - Bf Schwabstraße 

mit einer Wendeanlage durch die Deutsche Bnndesbahn 

wird das Regierungsprtisidinm Stuttgart zur Enteignungs­

behörde bestimmt. 
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§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 

in Kraft. 

STU'ITGART, den 8. April 1975 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

DR. FILBINGER 

DR. BENDER 

DR. BRÜNNER 

DR. MAHLER 

DR.HAHN 

GLEICHAUF 

SCHIESS 

DR. EBERLE 

GRIESINGER 

DR.MoCKER 

Verordnung der Landesregierung 

zur Änderung der Verordnung zur Ausführung 

des Gaststättengesetzes 

( Gaststättenverordnung) 

Vom 15. April 1975 

Auf Grund von § 4 Abs. 3 und § 18 Abs. 1 des Gast­

stättengesetzes vom 5. Mai 1970 (BGBl. I S. 465) wird 

verordnet: 

§ 1 

Die Verordnung der Landesregierung zur Ausführung des 

Gaststättengesetzes (Gaststättenverordnung) vom 20. April 

1971 (Ges.Bt. S. 148), geändert durch Verordnung vom 

28. November 1972 (Ges.Bl. S. 629) wird wie folgt ge­

ändert: 

1. § 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»(2) Die Grundfläche mindestens eines Schankraumes 

darf nicht kleiner als 25 m2 sein. Für weitere Schank­

räume genügt eine Grundfläche von 15 m2• Die für 

eine ausreichende Lüftung erforderlichen Anlagen müs­

sen vorhanden sein. Schankräume müssen eine lichte 

Höhe von mindestens 3 m haben. Sofern sie mit Iüf­

tungstechnischen Anlagen betrieben werden, die der 

Belüftung und Entlüftung dienen und die eine Einrich­

tung zum Reinigen und Vorwärmen der Zuluft haben, 

genügt eine lichte Höhe von mindestens 2,75 m. Un­

tergehängte Raster- oder Lamellendecken, die auf min­

destens drei Vierteln ihrer Fläche offen sind, dürfen 

eingebaut werden, wenn der Abstand der Oberkante 

des Fußbodens zu ihrer Unterkante mindestens 2,5 m 

beträgt. Im übrigen dürfen Unterzüge und Einbauten 

die nach Satz 4 oder 5 geforderte lichte Höhe bei höch­

stens einem Viertel der Raumgrundfläche bis auf 2,5 m 

vermindern.« 

2. § 18 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

»(2) In der Nacht zum 1. Januar, zum Sonntag vor 

Fastnachtsdienstag, zum Fastnachtsdienstag und zum 

1. Mai beginnt die Sperrzeit um 3.00 Uhr, in der Nacht 

zum 2. Mai um 2.00 Uhr.« 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung 

in Kraft. 

STU'ITGART, den 15. April 1975 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

DR. FlLBINGER 

DR. BENDER 

DR. BRÜNNER 

DR.MAHLER 

DR.HAHN 

GLEICHAUF 

SCHIESS 

DR. EBERLE 

GRIESINGER 

DR. MOCKER 

Verordnung der Landesregierung 

fiber Zuständigkeit nach dem Heimgesetz 

Vom 15. April 1975 

Auf Grund von § 18 Abs. 1 des Gesetzes über Alten­

heime, Altenwohnheime und Pflegeheime für Volljährige 

(Heimgesetz - HeimG) vom 7. August 1974 (BGBI. I 

S. 1873) wird verordnet: 

§ 1 

Zuständigkeit 

Für die Durchführung des Heimgesetzes sind die Land­

ratsämter und in den Stadtkreisen die Gemeinden als un­

tere Verwaltungsbehörden zuständig. Hinsichtlich der Be­

ratung nach § 11 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HeimG bleibt es bei 

der Zuständigkeit gem. § 8 Abs.2 Satz 1 in Verbindung 

mit § 9 des Bundessozialbilfegesetzes in der Fassung vom 

18. September 1969 (BGBt. I S. 1688).' 

§2 

Inkrafttreten 

Diese VerQrdp.ung tritt am Tage nach der Verkündung 

in Kraft. 

STUTTGART, den 15. April 1975 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

DR. FILBINGER 

DR. BENDER 

DR.BRÜNNER 

DR.HAHN 

GLEICHAUF 

GRIESINOER 

SCHIESS 

DR. EBERLE 

DR. MOCKER 
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ßelmnntmacllung der Landesregierung 

über die Ändel'llng der Satzung der 

» Forschungsg emeinschaft Bauen und Wohnen « 

Vom 11. März 1975 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg hat durch 

Entschließung vom 11. März 1975 die .. Satzu~g der Stif­

tung »Forschungsgemeinschaft Bauen und Wohnen« vom 

13. Mai 1947 (Reg.Bl. S. 58), zuletzt geändert durch die 

Bekanntmachung vom 21. Juli 1952 (Ges.Bl. S. 25) wie 

folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

»(1) Für die Abstimmung, Förderung und Durchfüh­

rung von Untersuchungen in den Bereichen des Bau­

wesens, des Städtebaus und der Raumplanung ist vom 

Land Baden-Württemberg eine Stiftung des öffent­

lichen Rechts mit der Bezeichnung 

Forschungsgemeinschaft Bauen und Wohnen, 

Zentrale Forschungsstelle Baden-Württemberg für 

Bauwesen, 

Städtebau und Raumplanung 

mit dem Sitz in Stuttgart errichtet.« 

2. § 2 ef,hält folgende Fassung: 

»§ 2 ' 

Aufgaben 

(1) Der Aufgabenbereichder Forschungsgemeinschaft 

umfaßt 

1. Bauwesen (Wohnungswesen, bauliche Infrastruktur, 

Bautechnik, wirtsch'aftliches Bauen, Modernisie­

rung)! 

2. Städtebau (Stadtentwicklung, Bauleitplanung, Sa­

nierung, städtebauliche Entwicklungsmaßnahmen), 

3. Raum planung! (Raumordnung, . Lande~planung, Re-

gionalplanung) . 

(2) Zu den Aufgaben der Forschungsgemeinschaft ge­

hören dabei insbesondere: 

1. die Abstimmung von Forschungsvbrhilben und lau­

fenden Forschungsarbeiten, 

2. die Förderung von Forschungsvorhaben, 

3. die Durchführung, Betreuung und Auswertung von 

Forschungsarbeiten, 

4. die Anregung und Leitung von Arbeitsgruppen zur 

Untersuchung fachlicherf:usammenhänge, 

5. die Mitarbeit in anderen, der Praxis dienlichen Ar­

beitsgruppen, insbesondere im Bereich der Nor­

mung, 

6. Musterplanungen und Mitwirkung bei der Erstel­

lung von Versuchsbauten sowie Auswertung der 

dabei gewonnenen Erfahrungen, 

7. die Verbreitung neuer Erkenntnisse für die Pla­

nungs- und Baupraxis, 

8. die Beratung, 

9. die Dokumentation.« 

3. § 3 erhält folgende Fassung: 

»§ 3 

Finanzierung und Vermögen 

Der Aufwand der Forschungsgemeinschaft wird durch 

Einnahmen aus Veröffentlichungen sowie durch Ein­

nahmen aus der Durchführung von Forschungsaufga­

ben und Betreuungs~a:ßnahmen aufgebracht. Die For­

schungsgemeinschaft erhält . daneben Zuschüsse des 

Landes nach Maßgabe der dafür im Staatshaushalts­

plan veranschlagten Beträge.« 

4. § 4 erhält folgende Fassung: 

»§ 4 

Hau.rhaltswesen; Rechnungsprüfung 

Für,' die Aufstellung des Haushaltsplans, die Rech­

nungslegung und die Recbnungsprüfung gelten die 

Vorschriften in Teil VIder LandeshalL,>haltsordnung.« 

5. § 5 Abs. 1 bis 4 erhalten folgende Fassung: 

(1) Der V ~rw,altungsrat ist aus anerkannten Fachleu­

ten auf den in § 2 Abs. 1 aufgeführten Sachgebieten 

. zu. bilden. D~bei soll auf eine gleichmäßige BefÜck­

sichtigu~g aller Zweige Bedacht geJ?OIl1men werden. 

Er besteh,t aus mindestens 9, höchstens 15 Mitglie­

dern. 

. (2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden durch 

das Innenministerium ·auf die Dauer von jeweils 3 

Jahren berufen. Zum Ablauf der Berufungszeit macht 

der Vorsitzende des Verwaltungsrates dem Innenmini­

sterium einen V örschlag für die Neuberufung. Bis 

zum Zusammentreten des neu gebildeten Verwaltungs­

rates führt der bisherige Verwaltungsrat die Geschäfte 

"weiter. Eine vorzeitige Abberufung von Mitgliedern 

durch das' Innenministerium ist möglich, wenn für die 

Erfüllung der Aufgaben der Forschungsgemeinschaft 

ein Wechsel geboten erscheint. Wird anstelle eines 
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vorzeitig ausscheidenden Mitglieds die Berufung eines 

neuen Mitglieds erforderlich, so wird dieses für den 

Rest der Amtszeit berufen. 

(3) Die Tätigkeit der Mitglieder ist ehrenamtlich und 

persönlich. Die Aufwendungen aus Anlaß ihrer Tä­

tigkeit für die Forschungsgemeinschaft werden ihnen 

nach den für vergleichbare Landesbeamte geltenden 

Bestimmungen ersetzt. 

(4) Der Verwaltungsrat entscheidet in allen grund­

sätzlichen Angelegenheiten und bestimmt die Richt­

linien der Tätigkeit der Forschungsgemeinschaft. Der 

Verwaltungsrat ist insbesondere zuständig für folgen­

de Angelegenheiten: 

1. die Änderung der Satzung, 

2. die Aufstellung und Änderung einer Geschäftsord­

nung, 

3. die Aufstellung des ~a.ushaltsplans und die Rech­

nungslegung, 

4. die Ernennung und Überwachung des Geschäfts­

führers, 

5. die Aufstellung und Fortschreibung eines For­

schungsprogramms, 

6. die Erteilung von Forschungsaufträgen, 

7. die Bestellung von Fachausschüssen für wichtige 

fachliche Angelegenheiten. 

(5) Die Änderung der' Satzung und die Aufstellung 

oder Änderung der Geschäftsordnung bedürfen der 

Genehmigung des Innenministeriums.« 

6. § 7 erhält folgende Fassung: 

»§ 7 

Geschäftsführer 

(1) Mit der Geschäftsführung wird ein fachlich hier­

für vorgebildeter Angestellter hauptamtlich beauftragt. 

(2) Der Geschäftsführer nimmt an den Beratungen 

und Beschlußfassungen des Verwaltungsrates und des 

Ausschusses (§ 5 Abs. 8) ohne Stimmrecht teil.« 

7. § 8 erhält folgende Fassung: 

»§ 8 

Beauftragter der Landesregierung 

(1) Die Regierung des Landes Baden-Württemberg 

bestellt einen Beauftragten im Nebenamt. 

(2) Der Beauftragte überwacht die Einbaltung des 

Haushaltsplans. Zu diesem Zweck ist er befugt, in 

alle Geschäftsvorgänge Einsicht zu nehmen und an 

den Sitzungen des Verwaltungsrates und des Aus­

schusses ohne Stimmrecht teilzunehmen. 

(3) Legt der Beauftragte gegen einen den Haushalt 

belastenden Beschluß oder gegen eine entsprechende 

Einzelanordnung Einspruch ein, so ist die Durchfüh­

rung bis zur Entscheidung durch das Innenministe­

rium auszusetzen.« 

8. § 9 erhält folgende Fassung: 

»§ 9 

Förderung durch andere Länder oder den Bund 

Andere Länder oder der Bund können sich an der 

Förderung der Forschungsgemeinschaft. beteiligen.« 

9. § 10 erhält folgende Fassung: 

»§ 10 

)fnderung der Zweckbestimmung, Auflösung 

(1) Die Regierung des Landes Baden-Württemberg 

kann der Forschungsgemeinschaft eine andere Zweck­

bestimmung geben oder ihre Auflösung anordnen. 

(2) Mit dem Erlöschen der Forschungsgemeinschaft 

fällt das Vermögen an das Land Baden-Württem­

berg.« 

10. § 11 wird aufgehoben. 

STUTTGART, den 11. März 1975 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

DR. FILBINGER 

DR. BENDER 

ADORNO 

DR.HAHN 

GLEICHAUF 

DR.MAHLER 

SCHIESS 

GRlESINGER 

DR.MoCKER 

Verordnung des Innenministeriums 

über die Höebstbeträge für die Vergütungen 

und die Auiwumlsentsehädigungen der 

privatreehtlieh ang estellten Mitglieder 

des Vorstands der Sparkassen 

Vom 21. März 1975 

A~f Grund von § 55 Nr. 5 des Sparkassen gesetzes für 

Baden-Württemberg in der Fasl'ung des Gesetzes vom 

4. Februar 1975 (Ges.Bl. S. 93) wird verordnet: 

§ 1 

(1) Die Vergütungen der privatrechtlich angestellten Mit­

glieder des Vorstands der Sparkassen dürfen die durch 

diese Verordnung bestimmten Beträge nicht ü~erschreiten. 
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(2) Die Vergütung besteht aus dem Grundbetrag, der Zu­

lage und der jährlichen Sünderzuwendung. 

§2 

cl) Der Grundbetrag darf höchstens wie fülgt festgesetzt 

werden: 

Bemessungsgrundlage der Sparkasse (§ 3) Jahresbetrag 

am 31. Dezember 1973 

bis 40Miü DM 42180 DM 

mehr als 40 bis 90 Miü DM 46065 DM 

mehr als 90 bis 180 MiO' DM 51615 DM 

mehr als 180 bis 250 Miü DM 56610 DM 

mehr als 250 bis 430 MiüDM 58830 DM 

mehr als 430 bis 700 Mio DM 62160 DM 

mehr als 700 bis 1 000 Miü DM 66045 DM 

mehr als 1000 bis 1500 MiO' DM 70485 DM 

mehr als 1500 bis 2000 Miü DM 74370 DM 

mehr als 2000 bis 4000 Miü DM 77 700 DM 

mehr als 4 000 bis 10 000 Miü DM 95000 DM 

mehr als 10 000 MiüDM' 120000 DM. 

(2) Der Grundbetrag darf mit Wirkung vüm 1. Januar 

1975 in demselben Verhältnis wie die Endgrundvergü­

tung eines Angestellten in der höchsten Vergütungs­

gruppe des Bundes-Angestelltentarifvertrages erhöht 

werden. 

(3) Dem geschäfts leitenden Mitglied des Vürstands darf 

eine Zulage bis zu 25 vüm Hundert des Grundbetrags, 

anderen Mitgliedern des Vürstands darf eine Zulage bis 

zu 12,5 vüm Hundert des Grundbetrags gewährt werden. 

(4) Den Mitgliedern des Vürstands darf eine jährliche 

Sünderzuwendung in Höhe eines Zwölftels des Grund­

betrags und der Zulage gewährt werden. 

§3 

(1) Bemessungsgrundlage ist die SumII,le aus Bilanzsumme, 

Kreditvülumen und Kurswert der Kundenwertpapiere 

(DepO't B). Die Bilanzsumme und das Kreditvülumen 

sind dem festgestellten Jahresabschluß der Sparkasse 

nach dem Stichtag vüm 31. Dezember 1973 zu entneh­

men. Das Kreditvülumen ist die Summe der Bilanzpüsten 

5 und 10 der Aktivseite und 13 bis 15 der Passivseite 

nach dem vürgeschriebenen. FO'rmblatt. Der Depüt­

bestand der Kundenwertpapiere ist mit dem auf den 

31. Dezember 1973 ermittelten Steuerkurswert anzu­

setzen. 

(2) Bemessungsgrundlage einer Sparkasse, die nach dem 

31. Dezember 1973 eine andere Sparkasse aufgenümmen 

hat üder die neu gebildet würden ist, ist die zusammen­

gerechnete Bemessungsgrundlage der an der Vereini­

gung beteiligten Sparkassen. Gegenseitige FO'rderungen 

und Verbindlichkeiten dieser Sparkassen sind aufzu­

rechnen. 

(3) Werden nach dem 31. Dezember 1973 Zweigstellen 

übertragen, sO' ist der Anteil der Zweigstellen an der 

Bemessungsgrundlage der beteiligten Sparkassen zu be­

rücksichtigen. 

(4) Wird eine Sparkasse nach dem 31. Dezember 1973 

errichtet, sO' bestimmt die übere Rechtsaufsichtsbehörde 

auf Grund einer vergleichenden Schätzung die Bemes­

sungsgrundlage. Während der auf die Errichtung fO'I­

genden sechs Jahre kann die übere Rechtsaufsichtsbe­

hörde die Bemessungsgrundlage neu bestimmen, wenn 

nach der Entwicklung der Sparkasse eine höhere Bemes­

sungsgrundlage angemessen ist. 

§4 

Wird die Bemessungsgrundlage du~ch die übertragung 

vO'n Zweigstellen verringert, So' kann den Mitgliedern 

des VO'rstands die Vergütung nach der bisherigen Bemes­

sungsgrundlage bis zum Ablauf des Dienstvertrages ge­

währt werden. 

§5 

Neben der Vergütung darf den Mitgliedern des Vürstands 

eine Aufwandsentschädigung gewährt werden. Die Auf­

wandsentschädigung darf den Betrag nicht übersteigen, 

den das Mitglied des VO'rstands nach der Sparkassenbe­

süldungsverordnung vüm 30. Juni 1969 (Ges.B1.S. 125) er­

halten könnte, wenn es Beamter wäre. 

§.6 

Diese Verürdnung tritt am Tage nach der Verkündung 

in Kraft. 

STUTIGART, den 21. März 1975 SCHIESS 

Verordnung des Ministeriums für Arbeit, 

Gesundheit und Sozialordnllng über die 

Zuständiglmit nach dem Gesetz über die 

Rcchtsstellu;ng vOl'geprüfter Apothch:eranwärtel' 

Vom 24. März 1975 

Auf Grund vün § 5 Abs. 2 und 3 des Landesverwaltungs­

gesetzes vom 7. NO'vember 1955 (Ges.BI. S. 225) wird 

verürdnet: 
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§ 1 

Zuständige Behörde nach §, 2 Abs. 1 des Gesetzes, über 

die Rechtsstellung vorgeprüfter Apothekeranwätter, vom 

4. Dezember 1973 (BGBL I S. 1813) ist das Regierung&' 

präsidium, indessen Bezirk der' Apothekerassistent sei­

nen Beruf ausübt oder, falls er seinen Beruf nicht ausübt, 

s,e,inen Wohnsitz hat Zuständige Behörde nach § 2 A"s.;~ 

dieses Gese~ ist das Regierungspräsidium~ j.n deSlien 

Bezirk der Antragsteller seinen Wohnsitz hat. 
" , r '~, I 

§2, 

Diese Verordming, tritt am Tage nach ihrer Verkündung 

in Kraft. ' , ~" 

STU'ITOART, den 24. März 1975 
,'! 

GRIESINGER 

Verordnung des Khlttisministeriuins 

, über die tlbertragung 

beamtenreehtlicher Zus'tändigkeiten 

Vom 27. März 1975 

~~f Grumtvon § 72 Abs. ~ Satz, 1, § 76 Satz 2, §: 77 

~bs. 3 Satz 2, § 80 ,a Satz 4 und § 82 Satz 2 des Landes-
'1' . " ," . "I ,: 

beamtengesetzes in der Fassung vom 27. Mai 1971 (Ges. 
';", I 

BI. S. 225) wird verordnet: 

§l 

Das Kultusministerium überträgt 

1. die ihm:ilach § 72 Abs. l' Satz 1 des Landesbeamten­

gesetzes zustehende'Befugnis zum Verbot der Führung 

der Dienstgeschäfte gegenüber den Beamten, des ge­

hobenen, mittleren und einfachen Dienstes', im Ge­

schäftsbereich der Oberschulämter Stuttgart, KarIs­

ruhe, TübingeJ;l. U1;ld Freiburgs,owie der Universitä~en 

Stuttgart, Ho~e~eim, ~arlsruhe, Mannheim, lIeidel­

berg, Tiibing~n, 'mm',Freiburg ~nd K~nst~nz auf 

diese Behörden; 
J ~ .', ' : J. 

2. die ihm nach § 76 Satz 1, § 77 Abs., 3 Satz 1 und § 80a 
• Ci , IT 1 1 , ' 

Satz 3 des Landesbeamtengesetzes zustehenden Befug-

nisse gegenüber neamteh im Geschäftsbereiclt der un­

ter Nummer' '1 genannten Oberschulämter auf diese 

Behörden; 

3. die ihm: nach §' 82 satz 1 des Landesbea~tengesetzes 
zustehende Befugnis gegenüber Beamten im Geschäfts­

bereich der unter Nummer 1 genannten Behörden auf 

diese Behörden. 

Ausgenommen von den Übertragungen nach Nummer 2 

und 3 sind die Befugnisse gegenüber den Leitern dieser 

Behörden und deren Stellvertreter. 

§2 
,'r ' \ ' ' t ~II I 

Die Verord~u~ des KultusJ;DW1steJ,i.u~ vom 17. Okto­

ber 1968 (Ges.Bl. S. 446) wird aufgehoben. ' 
;' ,'," ( , .' ' " 

I' " '" i §3' 
',,! i, 1,1 r ,J' J • !, ' 

DIese Verordnung tntf am Tage nach ihrer Verkündung 

in Kraft. 
i (.~ 

STUTTGAR't, den 27. März 1975 
I; ". 

In V ertretu~g 
DR. STEINLE 

Verord~img des 'Justi~ministeriums ' 

über die Errichtung .. ~s N oiari~ts A~~el'b~ch 
I' , • '.' [.', i·, ,:';' 

Vom Q. f\prtJ 1975, ," " 

A~f Grund \imi § 13 Abs. '2 des LandeSges~tzes über die 

freiwillige GeriChtsb'lirkeit (i;'FGG) voni' 12. Februar 1975 

(Ges.Bl. S~ 116) wird' ver6rdnet:' :" 

!. I 

§ 1 

Im Amtsgeric4tsbezirk T4bingen~d das Not~ri!lt Am­

merbuch mit Sitz in Arnmerbuch neu erricl1t~t;, ihm wird 

die bisher zum Notariatsbezirk Tübingen gehörende Ge­

meinde Arnmerbuch zu~legt. ' 
II '.' ' 

§2 

Der Bezirk des Notariats Tübingen umfaßt, die Stadt Tü­

bingen ohne die Stadtteile Bebenhausen" ~ühl; Deren­

dingen, Kilchberg, Lustnau, Pfrondorf und Weilheim, 

§;3 ' 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1975 in Krllft. 

STUTIGART, den 9. April 1975 "1n: 'vertretung 

DR. REBMANN 

Erste Verordnung des Finanzministeriums 

zur tJbertragung von Kassengeschäften 

auf das Landesa:mt für' Besoldung 

und Versorgung Baden-Württemberg 

Vom 17. April 1975 

Auf Grund von § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Er­

rkhtung des landesamtes für Besoldung und Versorgung 

Baden-Württemberg vom 2. Februar 1971 (Ges.Bl. S.21), 
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geändert dUI'ch das Gesetz zur Änderung des. Gesetzes 

über· die Errichtung des Landesamtes für Besoldung und 

Versorgung Baden-Württemberg vom 19. Oktober 1971 

(Ges.Bl. S. 413) wird im Ein,vernehmen mit dem Staats­

ministerium, . dem Innenministerium, dem Kultusministe­

ri~; dem JustiZministerium, dem Ministerium für Wirt­

schaft, Mittelstand und Verkehr, dem Ministerium fili 

Ernährung, Landwirtschaft und Umwelt und dem Mini­

sterium für Arbeit, Gesundheit und SozialQrdnung ver-" "'. 

ordnet: 

§ 1 

~m Land~amt für Besoldung und Versorgung Baden­

Württemberg werden für den unter das Gesetz über die 

Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Regierung (Minister­

gesetz) vom 13. Dezember 1954.(Ges.Bl. S. 163), zuletzt 

geändert durch das Gesetz zur Anpassung des Lan~es­

rechts an das Zweite Gesetz zur Reform des Strafrechts 

und das Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 26. 

November 1974 (Ges~ßI. S. 508) und für den unter das 

Gesetz über die Rl,'lChtsv~rhältnisse der ~olitischen Staats­

sekretäre vom 19. Juli 19.72 (Ges.ßt S. 392) fallenden 

Personenkreis folgende Kassengeschäfte übertragen: 

1. die Zahlbarmachung und Auszahlung der Amtsbezüge 

sowIe die Kontenfühmng und der konten mäßige Eiri­

zeinachweis; . 

2. die Einbehaltung und die Abführu~ derSteuerabzugs~ 
beträge und sonstiger auf Grund rechtlicher Verpflich­

tungen einzubehaltender Gehaltsteile; 

3. die Auszahlung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts­

und Todesfällen. 

§2 

Diese Verordnung tritt mit. Wirkung vom 1. Dezember 

1974 in Kraft. 

STUTfOART, den 17. April 1975 GLEICHAUF 

Verordnung des Kultusministeriums 

ZUl' Änderung der Verordnung übel' die Gebühren 

an den Staatlichen Anstalten mit Heim 

im.Bereich der Kultusverwaltung 

des Landes Baden .. Württemberg 

Vom 21. Apri11975 

Auf Grund von § 24 Abs. 2 des Landesgebührengesetzes 

vom 21. März 1961 (Ges.Bt. S. 59) wird im Einverneh­

men mit dem Finanzministerium verordnet: 

§ 1 

Die Verordnung,des Kultusministeriums über die Gebüh­

ren . in den Staatlichen Anstalten mit Heim im Bereich 

der.·Kultusverwaltung des Landes Baden-Württemberg 

vom 11. April 1974 (Ges.Bl. S. 192) wird wie folgt ge­
ändert: 

(1) In § 2 Abs. 1 wird die Gebühr beim Pädagogischen 

Fachinstitut und Fadlseminar in Kirchheim 

" von jährlich' 2 160 DM .. 

auf jährlich. 2 400 DM, 

,davon für Verpflegung von .·1 680 DM 

auf 1890 DM 

und für Unterkunft von. 

auf 

4~DDM 

510 DM erhöht. 

(2) In § 2 Abs. 2a wird die Gebühr bei den Staatlichen 

Heimsonderschulen einschließlich der ihnen angeglieder­

ten Sonderschulkindergärten 

von jährlich 1 800 DM 

auf jährlich 1 926 DM, 

davon für Verpflegung von 1440 DM 

auf 1 566 DM erhöht. 

(3) In § 2 Abs. 2c wird die Gebühr für Kinder an SOn­

dersdllilkindergärten, die das 5. Lebensjahr noch nicht 

vollendet haben . 

von jährlich 

auf jährlich 

1"200 DM 

1284 DM, 

davon für Verpflegung von ,960 DM 

auf 1044 DM ,?~höht. 

(4) In § 2 Abs. 2dwird die Gebühr rür Körperpflege, 

Reinigung und Instandsetzung der Kleider. der Schiller 

und Kinder an den Heimsonderschulen, bzw .an den die­

sen angegliederten. Sonderschulkinder gärten 

an den Gehörlosen- und SchwerhBrigenschulen, 

der' Sehbehindertenschule und der Blindenschule 

von jährlich 

auf jährlich 

48 DM 

60 DM, 

an der Körperbehinderte~chule sowie der Abi~ilung für 

Mehrfachbehinderte der Blindenschule 

vonj~rlich 

auf jährlich 

96 DM 

120 DM erhöht. 

(5) In §. 2 Abs. 3 wird die Gebühr beim Staatlichen Waiw 

senheim Esslingen 

von jährlich 2 160 DM 

auf jährlich 2400 DM, 
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davon für Verpflegung von '1 680 DM 

'auf, 1 920 DM erhöht 

(6) In § 2 Abs. 4 wird' tÜe Gebühr bei deri Staatlichen 

Aufbaugyihnasieninit'Heiltl 

von jiihrlich!' '1800' DM 

auf jährlich 1 926 DM, 

davon für Verpflegung von 1 440 DM 

auf 1 566 DM erhöht. 

(7) In § 3 werden die Gebührensätze für die Verpflegung 

von externen Schülern, Ausbildl1ngsteilnehmern und Fach­

lehreranwärtem 

für ein Frühstück von 0,60 DM auf 0,80 DM, 

für ein Mittagessen vonl,50 DM auf 1,90 DM, 

für ein Abendessen voni,OO DM auf 1,30 DM erhöht. 

§ 2" 
';1 

Di~.lle Verordnung tritt am 1. April 1975 in Kraft. , 

STIJ'ITGART, den 21. April 1975 

ßekanntmacllUng 

In Vertretung 

DR.STEINLE 

des Regiel'ungsprasidiunls Stutigart 

fiber die Zuständigl{eit der Stadt 

Bad Friedrichsball (erfiillende Gemeinde) 

als untere Baureebtsbehörde für die 

auf 1. Januar 1975 

vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft 

mit den Gemeinden Oedbeim und Offenau 

Vom 15. April 1975 

Das Regierungspräsidium als höhere Baurechtsbehörde 

hat auf Antrag der Stadt Bad Friedrichshall für die mit 

den Gemeinden Oedheim und Offenau auf 1. Januar 1975 

vereinbarte Verwaltungs gemeinschaft gem. § 82 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 2 der Landesbauordnung in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 20. Juni 1972 (Ges.BI. S. 351), ge­

ändert durch Art. 2 des Gesetzes ZUr Änderung der Ge­

meindeordnung vom 17. Juli 1973 (Ges.Bl. S. 227), fest­

gestellt, daß die Stadt Bad Friedrichshall als erfüllende 

Gemeinde für die auf 1. Januar 1975 mit den Gemein­

den Oedheim und Offenau vereinbarte Verwaltungsge­

meinscbaft die Voraussetzungen des § 82 Abs. 6 der 

'Landesbauordnung erfüllt. Die Stadt Bad Friedricbshall 
, " ' , 

ist untere Baurechtsbehörde für die genannten Gemein-

den im Sinne von § 82 Abs. l' Nr. 3 der Landesbauord­

nung. 

STUTTGART, den 15. April .1975 In Vertretung 

DR. SCHAUDE 

Bekanntmachung lies Regierungspräsidiums 
< • " ',' 

Stuttgart fi~el' d~s Erli;isehen der Zuständigkeit 

'der Stadt Asperg, LandkI"eis I .. udwigsburg, 

als untere Baurechtsbebörde 

VO,m l6. April 1975 

Durch Erklärung der Stadt Asperg, Landkreill Lqdwigs-
" ' . 

bur~, ge~enüber dem Regierungspräsidium Stuttgart als 

höhere ,13aurechtsbehörde ist die Z;uständigkeit der Stadt 
, " ' ' 

Asperg als untere Baurechtsbehörde gern. § 82 Abs. 5 
',.' . 

Satz 1 der Land(!Sbauordnuog in der Fassung der Be-
, , ;: . , 

kanntmachung vom 20. Juni 1972 (Ges.Bl. S. 351) er-

loscben. 

STUTTGART, den 16. April 1975 In Vertretung 

DR. SCHAUDE 

Ver!ründung im Staatsanzeiger 

Gemäß § 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechts­

verordnungen vom 1. März 1954 (des.Bl. S.27) in der 

Fassung vom 18. November 1957 (Ges.Bl. S. 139) wird 

auf die folgenden im Staats anzeiger für Baden-WÜTttem­

berg verkündeten Recbtsverordnungen hingewiesen: 

I 
Verkündet I T d 

Bezeichnung der Verordnung iNm Staatsanzeiger lnkr~~tr~ens 
r. vom 

Verordnung des Ministeri- 23 22.3. 1975 23.3. 1975 

ums für Wirtscbaft, Mittel-

stand und Verkehr Baden-

Württemberg über die Ein-

teilung der Bezirke und die 

Bestimmung der Ortsmittel-

punkte für den Güterkraft-

verkehr in der Stadt Pforz-

heim. Nr. V 4732/49. Vom 

12. März 1975. 

Verordnung des funenrnini- 27 5.4. 1975 6.4. 1975 

steriums Baden-Wül'ttem-

berg zur Änderung der Ver-

ordnung über Zuständigkei-

ten nach. dem' Waffe;tgesetz. 

, Vom 24. März 1975. 
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Berichtigung 

des Gesetzes über die FeststeUung des Staatsbausbalts~, 

plans vo .. ,lJaden.Württem~erg für ~e Hausbaltsjahre 

1975 und 1976 (Staatsbausbaltsgesetz 1975/76) 

vom 21. März 1975 (Ges.Bl. S. 206) 

1. Inder HaushaltSübersicht für das Hausbaltsjahr 1975 

(Anlage 'zum Staatshamhaltsgesetz) ist' die in der Spalte 

Verpftichtungsermät::btigungen im, Epl., ,Q4l14aufge­

führte Zahl»34il-152 700« durch die Zahl »364 152700« 
• r' l 

und in der Gesamtswnme die Zahl »1900658700« 
, 1" : " / 

durch die Zahl »1920658700« zu ersetzen. 
J'" '" J _,', ::1 I; . 1 

2. In' der lfuusllaltsübersicht für das HaUshaltsjahr 1976 
,,1\\ ",J" ',' :" ' 

ist die in der Spalte Verpßichtungsermächtigungen im 

Ept. 04)14'aufgefÜhrte hhl »357255 700'J' durch die 

Zahl »337 255'ioo~Und in'der'Gesamtsumnie die iahl 

»2057005700« dUrdt die zahl' »2037005700« zu er-
I' \ \ \, ,: 

setZen. 

Berichtigung 

'des Gesetzes über die Kunstbochsclmlen im Lande 

Baden-Württemberg (Kunstbochschulgesetz) vom 

12. Februar 1975 (Ges.Dl. S. 103) 

In § SO, m~ß der, Eitil~itungssat~ richtig 'laute~: 
;) i ' ;1, 

,,' 

I.! I 

'/1 

:,' 

r ,",,;,: , 

»Das Gesetz über die .. Fachboahscbulenim, Lande Baden­

Württemberg vom,z1. Dezember 1971 (Ges.Bl.1972 S. 7), 

~l~tzt geändert d\ll'~: § 5. d~s, qesetzes ~um Staatsver­

trag über die Vergabe von St~dienplä~n vqPl19., Ap,ril 

1973 (Ges.Bl. S. 85), wird wie folgt geändert:« 
! I ,I •• ( 'i ./J 

: , I 

I,: 'ih 

, " 

,de,r Verordnung des Fillanzmlnisteriums über das 

Trennungsgeld bei Abordnungen. und v.e~tzungen 

(Landestre~u~s~eldve.ror~UDg 7'" LTC;V,-) vom;, 

4. März 1975 (Ges.BI. S. 194) 
'. ,: "I!". ;:'. , 

Der Ei!1leitungssatz tp.Jlß richtig .auten: 

»Auf Grund des § 22 Abs.,l des Landesreisekostenge­

setzes vom 10. Juni 1969 (Ges.Bl. S.85) und des § 15 

Abs. 1 des Landesurfiztigskosteng~seti.eSvöm 2. April 

1968 (Ges.Bt. S. 136), beide, ßes~tze Z\Iletzt geänd~n 

dursn, ,"~s Gesetz zur Änderung des Landesreisekosten­

gesetzes, d,es Landeswnzugskostengesetzes und des Ge­

setzes zur Verbesserung der Rechtsstellung der Beamten 

bei Maßnahmen der Verwaltungsreform vom 12. Februar 

1975 (Ges.Bt. S. 131), wird verordnet:« 
" , ' 

,jlß 

j, 

"'," ,': " 

\ i .'" 

Herausgegeben vom S(aatsminis(erium. Fortlaufender Bezug nur durch die; Post, halbjährlich 11,- DM .. Einzelnummern werden durchcdieY~r· 
sandstelle des Gesetzblatts 7 Stuttgart 1, Reinsbtirgstraßb 20 - Tel: 66:76 App. 591 - gegen Voreinsendung des Preises auf ihr Konto Nr. 60330- 709 

beim Postscheckamt Stuttgart abgegeben. Preis dieser Nummer bei freier d~fe~ng 4,40 DM: Im Bez~gspreis ist feine M~hrwertsb;uer enthalien. 
: Gedruckt in der Buchdruckerei Chr.Scheufe1e in Stuttgart.: ' 


